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Erster Bürgermeister Klaus Meier eröffnet um 19:02 Uhr die öffentliche Sitzung des Stadtrates, 
begrüßt die anwesenden Mitglieder des Stadtrates, die anwesenden Ortssprecher, die 
erschienenen Bürgerinnen und Bürger, sowie die Vertreter der Presse. Er trägt die 
Entschuldigungen vor und stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit fest. 
Einwendungen gegen die Tagesordnung werden nicht erhoben. 
 
 

ÖFFENTLICHE SITZUNG 
 

 
 SR/20240612/Ö1  
1 Genehmigung der öffentlichen Niederschrift vom 15.5.2024 
   
Beschluss: 
 
Die Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Stadtrates vom 15.5.2024 wird genehmigt. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 21  Nein 0   
SRM Richard Dollinger war bei diesem Beschluss abwesend. 
 
 
   
2 Bericht des Bürgermeisters 
   
   
2.1 Rückblick Kirchweih 2024 
 30.113.2024  
 
Mitteilung: 
 
„Sicheres und familienfreundliches Fest“, so lautet die Überschrift des Rückblicks auf unsere 
diesjährige Kirchweih in der heutigen Ausgabe der Fränkischen Landeszeitung. Wir alle sind 
tatsächlich sehr froh darüber, heute doch noch ein so erfreuliches Resümee ziehen zu können, 
denn was war das doch heuer für ein schwieriger Kirchweihauftakt. Wenige Tage vor Beginn 
sagten die Wetterprognosen gerade hier in unserem Landkreis Regenmengen von 100 bis 120 
Liter pro qm voraus und wir überlegten in vielen Besprechungen, wie man am besten vorgehen 
kann, um auf alle Fälle vorbereitet zu sein.  
 
Mit einer guten Kommunikation zwischen THW, BRK, Feuerwehr, Polizei, Festwirte und Brauerei 
hat man sich die Entscheidungen im Hinblick auf das Festprogramm am ersten 
Kirchweihwochenende nicht einfach gemacht und hat immer am Puls der Zeit entschieden. Es 
musste zwar der Festumzug abgesagt werden, aber alle restlichen Punkte des Festprogrammes 
konnten erfreulicherweise wie gewohnt stattfinden. Im Nachhinein bin ich sehr froh darüber, wie wir 
entschieden haben, nämlich das Ficht’n-Aufstellen am Freitag durchzuführen - mein ganz großer 
Dank geht nochmals an unsere Ficht’n-Lupfer für dieses, trotz der erschwerten Bedingungen, 
großartige Event. Und es war ebenso richtig, unseren großen Kirchweihumzug am Samstag 
abzusagen, der bei Dauerregen niemanden Freude bereitet hätte. Auch mit dem Bieranstich am 
Pavillon lagen wir goldrichtig und erwischten eine der wenigen Regenpausen an diesem 
Nachmittag.  
 
Ich bin wirklich sehr dankbar und auch demütig, dass unsere Stadt wieder einmal vor den 
Unwettern verschont geblieben ist, nicht weit entfernt sind enorme Schäden und sogar Todesopfer. 
Deshalb sind wir alle in Gedanken bei den ganz schlimm betroffenen Städten und Landkreisen und 
bei den Angehörigen der ums Leben gekommenen Menschen. Und in Gedanken sind wir auch bei 
der Familie des am Kirchweihmontag auf unserer Kirchweih verunglückten Kindes und wir alle 
hoffen sehr, dass dieses Kind wieder ganz gesund wird. 
 
Die diesjährige Kirchweih wurde schon bei den Vorbereitungen unter das Motto „Noch mehr 
Sicherheit für die Besucher“ gestellt, dafür wurden neue Rettungswege sowie Zufahrten für 
Rettungskräfte konzipiert und visuell dargestellt. Zudem wurden sogenannte „Sectower“ 
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(Notfalltürme) eingerichtet, die im Störungsfall eine gleichlautende Kommunikation aller Besucher 
auf dem Festplatz garantiert und im Falle eines Stromausfalles eine Notbeleuchtung gewährleistet 
hätte.  
 
Diese und viele weitere, z.T. nicht offen sichtbare Maßnahmen liegen unserem mit allen dafür 
notwendigen Stellen abgestimmten optimierten Sicherheitskonzept zugrunde. Weiter wurde neben 
der Sanitätswache für die besucherstarken Tage eine Brandsicherheitswache durch unsere 
Freiwillige Feuerwehr eingerichtet, die im Notfall schnellstmöglich eingriffsbereit wäre.  
Dies zeigte dann auch gleich Wirkung, so konnte die Feuerwehr zurückstauendes Wasser auf dem 
Festplatz umgehend abpumpen und Schlimmeres verhindern.  
 
Im weiteren Verlauf war es mit allen Programmpunkten, dem Schützenauszug, den 
Kirchweihgottesdiensten, dem Kinderfest, dem politischen Frühschoppen von Stadt und Landkreis, 
dem Kirchweihfußballspiel, dem Boxkampf, dem Bläserfrühschoppen und dem großartigen 
Feuerwerk wieder eine sehr gut besuchte und wirklich tolle Kirchweih. Und auch das „Kerwadorf“, 
bewirtschaftet von Gastronomiebetrieben und Vereinen hat sich auch im zweiten Jahr auf der 
Freisportanlage bestens bewährt.  
 
Dem Bericht des BRK kann entnommen werden, dass auf unserer diesjährigen Kirchweih 
insgesamt 47 Personen sanitätsdienstlich versorgt werden mussten, das sind 8 weniger als im 
Vorjahr. Davon mussten acht Personen mit dem Rettungsdienst ins Krankenhaus transportiert 
werden. Zwei aufgrund akuter Erkrankungen, vier aufgrund von Verletzungen sowie zwei 
Minderjährige aufgrund alkoholbedingter Bewusstseinsstörungen. Bei einer Person bestand akute 
Lebensgefahr, bei einer konnte Lebensgefahr nicht ausgeschlossen werden. 
 
Eine ganz seltsame Begebenheit trug sich am Auftakttag etwa eineinhalb Stunden nach 
Betriebsschluss zu, als Passanten Geräusche vernahmen, die darauf hindeuteten, dass jemand in 
die zu diesem Zeitpunkt sehr viel Wasser führende Aisch gestürzt sein könnte. Daraufhin setzten 
sie einen Notruf ab, was zu einer Alarmierung von Feuerwehr, Rettungsdienst und Wasserwacht 
führte. Trotz umfangreicher Suchmaßnahmen bis in die Morgenstunden ergaben sich keine 
Hinweise auf eine in die Aisch gestürzte Person, so dass von einem Ast oder einem Tier als 
Verursacher des Geräusches ausgegangen werden kann. 
 
Zu einem weiteren Zwischenfall kam es am Montag, als in den Abendstunden ein Kind im 
Kindergartenalter vermutlich aus Unachtsamkeit von einem Karussell stürzte und mitgeschleift 
wurde. Dabei erlitt es lebensbedrohliche Verletzungen. Der Sanitätsdienst traf zeitgleich mit dem 
Rettungsdienst und dem Notarzt am Unfallort ein, die sich von einem vorangegangenen Einsatz in 
der Nähe des Festplatzes befanden. Während sich der Rettungsdienst gemeinsam mit der 
Besatzung des zwischenzeitlich ebenfalls eingetroffenen Rettungshubschraubers Christoph 27 um 
das Kind kümmerte, betreute der Sanitätsdienst die Angehörigen des Kindes, das dann mit dem 
Rettungswagen die Universitätsklinik Erlangen gebracht wurde, wo sich sein Zustand stabilisiert 
hat und schon am nächsten Morgen von keiner Lebensgefahr mehr ausgegangen werden musste. 
Die Polizei hat Ermittlungen zur Unfallursache unternommen und ein technischer Defekt am 
Fahrgeschäft wurde ausgeschlossen.  
 
Auch der Bericht der Polizei fiel überwiegend positiv aus. Das verregnete Wetter am ersten 
Wochenende sorgte neben der Absage des Festumzuges naturgemäß auch für erheblich weniger 
Besucher. Trotzdem bewegte sich die Zahl der anfallenden Sachbearbeitungen fast auf dem 
gleichen Niveau wie eine Woche später bei bestem Wetter und nahezu 100 % Auslastung. 
Insgesamt wurden 25 Straftaten aufgenommen, darunter vier Körperverletzungen, vier Diebstähle, 
fünf Sachbeschädigungen und eine sexuelle Belästigung. Sechs Personen wurden wegen 
Verkehrsdelikten - Fahren unter Alkoholeinfluss und Fahren ohne Fahrerlaubnis - angezeigt. 
Ansonsten schließt sich die Polizeiinspektion dem Satz des BRK aus deren Pressemeldung an: 
„Die seit Jahren bewährte und eingespielte Zusammenarbeit aller Beteiligten sorgte dafür, dass auf 
alle Vorkommnisse schnell, adäquat und professionell reagiert wurde und die Neustädter 
Kirchweih auch 2024 ihrem Ruf als sicheres und familienfreundliches Fest gerecht wurde.“ 
 
Ergänzend kam es noch zu einer sehr unschönen und teuren Sachbeschädigung. Unbekannte 
schlugen die Fensterscheibe der öffentlichen Toiletten am Festplatz ein und besprühten die 
Toiletteninnenwand mit einem Graffiti. Es entstand hierbei ein Sachschaden von ca. 700 €.  
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Die Neustädter Kirchweih, so lautet mein persönliches Fazit, wird auch in diesem Jahr ihrem 
hervorragenden Ruf als sicheres und sehr familienfreundliches Volksfest gerecht. Die 
Zusammenarbeit zwischen Stadt, Polizei, BRK, THW, privaten Sicherheitsdiensten, Schaustellern 
und Gastronomen sowie allen anderen beteiligten Organisationen, Behörden und 
Gewerbetreibenden verlief wieder ganz ausgezeichnet und jederzeit professionell.  
 
Zusammenfassend kann man feststellen, dass es bis auf einige wenige kleinere Vorkommnisse, 
die aber immer und überall auftreten, auch heuer wieder neun wundervolle und friedliche Tage 
waren. An dieser Stelle möchte ich mich nochmals bei allen Beteiligten, die unser Fest zu dem 
machen, was es ist, ganz herzlich bedanken, besonders beim Leiter des Ordnungsamtes Thomas 
Kursawe und dem bewährten Kirchweihorganisator Stephan Büttner sowie bei den Mitarbeitern 
des KU-Bauhof und unserer Neustadtwerke. 
 
In bewährter Form wird es auch in diesem Jahr wieder eine Nachbesprechung mit den 
verschiedenen Organisationen und Veranstaltungsbeteiligten sowie den stellvertretenden 
Bürgermeistern und den Fraktionsvorsitzenden geben, das am 27. Juni stattfinden wird. 
 
Zur Kenntnis genommen  
 
   
2.2 Neugestaltung eines barrierefreien Inklusionsspielplatzes am Schlossgraben bzw. 

der Jean Paul Allee 
 50.140.2024  
 
Mitteilung: 
 
Zur Anfrage von Frau Kastelan am 15.05.2024 wird seitens der Hochbauverwaltung folgendes 
mitgeteilt: 
 
Im Zuge der Neuerrichtung des Inklusionsspielplatzes am Schlossgraben der Jean-Paul-Allee sind 
der komplette Rückbau der vorhandenen Anlagen und umfassende Geländemodellierungen 
notwendig. 
 
Damit alle neuen Spielbereiche behindertengerecht erreichbar werden, muss der Geländeverlauf 
komplett neugestaltet werden. Aus sicherheitstechnischen Gründen wird der vorhandene 
Spieltunnel rückgebaut. Diese Abbrucharbeiten, sowie die Neumodellierung der Fläche können 
nicht ohne einen massiven Eingriff in den Wurzelraum der vorhandenen Gehölze ausgeführt 
werden. Die durch den unvermeidlichen Eingriff geschädigten Gehölze würden später wiederum zu 
einem ständigen Sicherheitsrisiko führen. 
Aus diesem Grund wurde nach Abwägung der „Überlebenschancen“ sowie der Standsicherheit 
des Bewuchses die vorhandene Bepflanzung im Bereich des Baufeldes entfernt. Nach Errichtung 
der neuen Spielgeräte werden die Pflanzflächen neu modelliert und eine rollstuhlgerechte Rampe 
mit wassergebundener Deckschicht angelegt. Es ist geplant, die Grünflächen mit neuen 
Hochstammbäumen und Solitärsträuchern zu bepflanzen. Bei der Neupflanzung können dann 
auch die notwendigen Sicherheitsabstände zu den Spielgeräten eingehalten werden. 
Aufgrund von zu beachtenden Brutzeiten wurde die Fläche bereits gerodet. 
Der Bescheid zum vorzeitigen Maßnahmenbeginn erfolgte in der KW.23 durch das Amt für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 
Durch im Bescheid einzuhaltende Vorschriften müssen die Gewerke und Dienstleistungen nach 
Wertgrenzen für nationale Ausschreibungen (VOB-1.Abschnitt) Freihändige Vergabe 
ausgeschrieben werden. 
Das Bauamt ist momentan dabei die Ausschreibungen vorzubereiten. 
Mit ersten Vergaben ist durch vorgegebene Fristen nicht vor Ende Juli zu rechnen. 
Die ersten Arbeiten am geplanten „Spielplatz für Alle“ werden erfolgen, sobald entsprechende 
Angebote eingegangen und ausgewertet sind. 
 
Zur Kenntnis genommen  
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2.3 Weitere Informationen zu geplanten Bauvorhaben auf dem Grundstück  
Am Hutsberg 1 

 51.334.2024  
 
Mitteilung: 
 
Die Verwaltung hatte den Stadtrat zu geplanten Bauvorhaben auf dem Areal der früheren Dehn-
Ziegelei am 06.12.2023 wie folgt informiert: 
 
In der Ausgabe der Fränkischen Landeszeitung vom 16.11.2023 erschien unter dem Titel „Im Land 
der Sonne“ ein Bericht zu geplanten Bauvorhaben auf dem Grundstück Am Hutsberg 1, dies ist die 
frühere Ziegelei Dehn. 
 
Wie dem Artikel zu entnehmen, plant der Eigentümer Herr Denterlein mit Beratung durch seinen 
Architekten Herrn Rottammer zwei Vorhaben, zum einen eine Schule und zum anderen eine Halle 
für kulturelle Nutzungen. 
(…) 
 
Ergebnis war, dass zur Realisierung der beiden Vorhaben eine Änderung des Bebauungsplanes 
notwendig ist. Dies müsste, sofern ein Antrag mit aussagekräftigen Planungen vorgelegt wird, vom 
Stadtrat beschlossen werden. 
 
Auf Nachfragen der Verwaltung teilte der planende Architekt mit Mail vom heutigen 12.06.2024 
folgendes mit: 
 
„Wir möchten Sie darüber informieren, dass sich die Schulgründungsinitiative, der hierfür 
gegründete Förderverein FreiRaumBildung NEA e.V., kürzlich gegen das Grundstück der ehem. 
Dehnziegelei entschieden hat. 
Es hat sich zwischenzeitlich eine besser geeignete Immobilie (außerhalb von Neustadt) aufgetan - 
entsprechende Planung/Bauvoranfrage ist in Bearbeitung. 
 
Wir danken Ihnen für die bisherigen Gespräche“. 
 
Die Verwaltung teilt dies dem Stadtrat zur Kenntnisnahme mit. 
 
Zur geplanten kulturellen Nutzung wurden keine Aussagen getroffen. 
 
Zur Kenntnis genommen  
 
   
2.4 Festlegung des Erfrischungsgeldes für Wahlhelfer zur Landratsstichwahl am 

23.06.2024 
 30.114.2024  
 
Mitteilung: 
 
Am 09.06.2024 fand bekanntlich die Europa- und Landratswahl statt. 
Zur Festlegung des Erfrischungsgeldes für Wahlhelfer anlässlich der Europawahl wurde bereits in 
der Sitzung am 15.11.2023 ein Beschluss gefasst. 
Für die zusätzliche Landratswahl war zunächst kein gesonderter Beschluss erforderlich.  
Allerdings entsteht nun Handlungsbedarf, da für die (Kommunal-) Landratsstichwahl als alleinige 
Wahl keine weitere Festlegung für eine Wahlhelferentschädigung getroffen wurde. 
 
Bei der letzten Kommunalwahl im Jahr 2020 wurde je eingesetzten Wahlhelfer (Wahlvorstände) im 
Falle einer Stichwahl ein Erfrischungsgeld von 40,00 Euro gewährt. Zudem wurde für eingesetzte 
Wahlhelfer ab 18:00 Uhr (sog. Hilfskräfte) eine Entschädigung von 30,00 Euro gewährt.  
Für die Landratsstichwahl am 23.06.2024 wird je eingesetzten Wahlhelfer (Wahlvorstände) ein 
Erfrischungsgeld von 50,00 Euro und für eingesetzte Wahlhelfer ab 18:00 Uhr (sog. Hilfskräfte) 
eine Entschädigung von 30,00 Euro festgelegt.  
 

Zur Kenntnis genommen  
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 SR/20240612/Ö3  
3 Vorstellung und Billigung des integralen Hochwasserschutz- und  

Rückhaltekonzeptes der Gewässer III. Ordnung im Stadtgebiet 
 52.117.2024  
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat nimmt das integrale Hochwasserschutz- und Rückhaltekonzept für die Gewässer III. 
Ordnung zur Kenntnis. 
 
Aufgrund der Höhe des Schadenspotentiales sind die Maßnahmen am Strahlbach als höchste 
Priorität anzugehen. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 22  Nein 0   
 
 
   
4 Bauanträge / Vorbescheidsanträge 
   
 SR/20240612/Ö4.1  
4.1 Bauantrag für den Einbau einer Hackschnitzelheizung im Scheunengebäude 
 51.328.2024  
 
Beschluss: 
 
Das Bauvorhaben liegt unmittelbar neben dem in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan Nr. 70 
„Südlich der Birkenfelder Hauptstraße“. Da keine Informationen zur immissionsschutzrechtlichen 
Vereinbarkeit mit dem geplanten Wohngebiet vorliegen, wird das Einvernehmen bis zur Vorlage 
eines Emissionsgutachtens bzw. der fachlichen Beurteilung durch das Landratsamt nicht erteilt. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 21  Nein 0   
SRM Lisa Kastelan war bei diesem Beschluss abwesend. 
 
 
 SR/20240612/Ö4.2  
4.2 Bauantrag für den Umbau und Erweiterung eines Wohn- und Geschäftshauses zu 

einem Wohnhaus (4 WE)  
 51.326.2024  
 
Beschluss: 
 
Aufgrund der Nichtbeachtung der örtlichen Bauvorschriften wird das Einvernehmen nicht erteilt: 

 Der Besucherstellplatz fehlt. 
 Die Dachgauben widersprechen in Form und Größe der Baugestaltungssatzung. 
 Die an der Südfassade geplanten Flachdächer sind nach Baugestaltungssatzung 

unzulässig. 
 Der Kinderspielplatz wurde nicht nachgewiesen. 

 
Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 2   
SRM Lisa Kastelan war bei diesem Beschluss abwesend. 
 
 
 

SR/20240612/Ö4.3  

4.3 Bauantrag für die Neuerrichtung eines Einfamilienhauses mit Doppelgarage und 
Außenpool  

 51.327.2024  
 
Beschluss: 
 
Das gemeindliche Einvernehmen wird erteilt. 
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Der notwendige dritte Stellplatz ist in den Planvorlagen einzuzeichnen. 
 
Gegen Rückstau hat sich jeder Grundstückseigentümer selbst abzusichern. Die 
Schmutzwassergrundleitung ist vor Verfüllen auf Dichtheit zu prüfen und den Kommunalbetrieben 
vorzulegen. Die Entwässerung von Schmutzwasser erfolgt über das Nachbargrundstück mittels 
Hebeanlage. Die Hebeanlage ist gemäß den Herstellerangaben zu unterhalten und zu warten. Es 
gilt die Entwässerungssatzung der Kommunalbetriebe Neustadt. 
 
In Abstimmung mit der örtlichen Verkehrsbehörde kann der durch die Änderung der 
Garagenzufahrt im öffentlichen Bereich wegfallende Stellplatz verlagert werden (vor Hausnummer 
26). Die Kosten für die Änderung der Markierung hat der Bauherr zu übernehmen. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 21  Nein 0   
SRM Lisa Kastelan war bei diesem Beschluss abwesend. 
 
 
 SR/20240612/Ö5  
5 Bauleitplanung der Stadt Neustadt a.d.Aisch: Bebauungsplan Nr. 61 "Auf der Höhe 

III" - Abwägungsbeschlüsse zu den Stellungnahmen aus der öffentlichen 
Auslegung und Behördenbeteiligung, Beschlüsse zum weiteren Verfahren 

 51.313.2024  
 
A. Behandlung der Stellungnahmen der Öffentlichkeit: 
 
Beschluss: 
A.1 Stellungnahme Privatperson 1: 
Die als problematisch angesehene Verkehrssituation in Paracelsus- und Sauerbruchstraße 
entsteht nicht durch das im Vergleich mit anderen Wohngebieten durchschnittliche 
Verkehrsaufkommen, sondern durch die Sackgassensituation und die fehlenden Parkplätze der 
Anlieger.  
Sicherlich war bis zum Bau des neuen Mitarbeiterparkplatzes der Klinik die Überlastung der 
Klinikparkplätze verbunden mit der Schrankensituation vor dem Besucherparkplatz ein 
wesentlicher Grund für Falschparker in der Paracelsus- und Sauerbruchstraße. Die heutige 
Situation zeigt aber einen Besucherparkplatz mit ausreichend Kapazität, der auch unproblematisch 
erreicht werden kann, da es keine Schranke mehr als Barriere gibt. Im Zuge der Abwägung, wie 
der zukünftig im Quartier „Auf der Höhe III“ entstehende Verkehr zu bewältigen ist, waren drei 
Lösungen im Gespräch: Führung des Verkehrs nur über die Paracelsusstraße, Aufteilung des 
Quartiers in zwei durch Poller getrennte Bereiche, so dass der Verkehr in etwa hälftig über die 
Paracelsusstraße und über den Kleinerlbacher Weg geführt würde und eine offene Lösung, die 
den Anliegern die Wahl ihres Fahrweges offenlässt. Letztlich wurde in der bisherigen Abwägung 
der unterschiedlichen Planungsansätze das Fehlen eines Gehweges in der Kleinerlbacher 
Ortsstraße als die problematischste und deshalb auszuschließende Lösung angesehen. Damit 
verbliebe nur die Lösung, den Verkehr des Quartiers über die Paracelsusstraße zu führen. Die 
Berechnungen des Ingenieurbüros IBAS zeigten, dass der im Quartier entstehende Verkehr nicht 
zu Belastungen führt, die den Rahmen des Zulässigen übersteigen.  
Die Aspekte, die sich auf die Klinik bzw. den Bebauungsplan Nr. 68 beziehen, wurden in diesem 
Verfahren ausreichend abgewogen. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 21  Nein 0   
SRM Kastelan war bei diesem Beschluss abwesend.  
 
 
Beschluss: 
A.2 Stellungnahmen Privatperson 2: 
 
Die Einwände zu den in Zweifel gezogenen Verkehrszählungen wurden vom Stadtrat sehr 
ausführlich bei den am 31.05.2023 vorgenommenen Beschlussfassungen zum Verkehrskonzept 
(Argumentationsgruppe F) behandelt und mit klarer Mehrheit verworfen. 
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Die Verkehrszählung wurde auf Grundlage der gültigen Richtlinien, Empfehlungen und Merkblätter 
von einem fachkundigen und darauf spezialisierten Büro durchgeführt. Die allgemeine 
Straßenverkehrszählung wurde deutschlandweit zum Teil zur gleichen Zeit (April bis Oktober 
2021) wie die Verkehrszählung im nordöstlichen Stadtgebiet in Neustadt an der Aisch 
durchgeführt. Trotz Home-Office hat sich demnach der Verkehr weitestgehend wieder normalisiert. 
Laut statista.de ist zudem der Home-Office Anteil seit Juni 2021 weiter gestiegen, da viele 
Unternehmen bzw. Arbeitsstätten weiterhin Home-Office anbieten. Es ist daher langfristig von 
einem konstanten Verkehrsgeschehen auszugehen. Die Sommerzeit ist kein Ausschlusskriterium 
für eine Verkehrszählung. Es wurde nicht während der Schulferien gezählt. Ein Abgleich mit der 
Verkehrszählung aus dem Jahr 2018 vom Büro Planwerk zeigt nur geringe Abweichungen, sowohl 
nach oben als auch unten. Die Verkehrszählung ist somit aussagekräftig und kann für das 
Verkehrskonzept herangezogen werden.  
 
Ebenso wurden die weiteren Argumente, die sich auf das Verkehrskonzept beziehen, in diesen 
Stadtratsentscheidungen abschließend behandelt. 
 
Die Lärmbelastung durch einen Rettungshubschrauber ist als punktuelles Ereignis zu bewerten. 
Die Lärmbelastung ist in diesem Moment zweifelsfrei gegeben und für die Anlieger unangenehm, 
jedoch aufgrund der Binnenlage der Klinik nicht anders zu organisieren und damit hinzunehmen. 
Die behauptete Betroffenheit von fünfzehn Häusern in der Einflugschneise kann nicht bestätigt 
werden. Die Einflugschneise ist nach Nordosten gerichtet. Aktuell würde bei Berücksichtigung 
dieser Schneise allenfalls ein Haus in diesem Korridor liegen, es wird im Zuge der weiteren 
Arbeiten am Bebauungsplan Nr. 68 „Klinik“ festzulegen sein, dass im Benehmen mit dem Luftamt 
Nordbayern den Korridor noch weiter nach Osten auszurichten, damit er ausschließlich in der 
bisher unbebauten Zone liegt.  
 
Abschließend der Hinweis, dass gerade in diesen Verfahren überdurchschnittlich viele 
Möglichkeiten bestanden, Anregungen zu den Planungen vorzubringen. Der Stadtrat hatte sich 
sehr ausführlich mit den vorgebrachten Argumenten befasst, vor allem bei der mehrfachen 
Behandlung aller Themen im Verkehrskonzept. 
 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Die tatsächliche zukünftige Empfangsqualität des Mobilfunks im Planungsgebiet hängt im 
Wesentlichen von Kriterien ab, die außerhalb des Planungsgebietes und außerhalb der 
Einflussmöglichkeit des Bebauungsplanes liegen.  
 
Abstimmungsergebnis Ja 21  Nein 0   
SRM Kastelan war bei diesem Beschluss abwesend.  
 
 
Beschluss: 
A.3 Stellungnahme Privatperson 3: 
 
Die Verkehrszahlen am Messpunkt Paracelsusstraße Mitte (Höhe Krankenhaus) mit 828 
Fahrzeugen nach Süden und 847 Fahrzeugen nach Norden in 24 Stunden bestätigen nicht das 
vermutete hohe Verkehrsaufkommen, das ein Passieren der Klinik mit dem Fahrrad erschwert. 
Bricht man das Verkehrsaufkommen in eine Fahrtrichtung von 847 Fahrzeugen je 24 Std. auf die 
Tagzeit von 6 Uhr bis 18 Uhr herunter, kommt man zu 70,6 Fahrzeugen pro Stunde und folglich 
1,18 Fahrzeuge pro Minute, was nicht zur Beeinträchtigung eines Fahrradfahrers führen kann. 
Das „Falschfahren“ von Lkw- oder Busfahrern in das nördlich der Klinik liegende Wohngebiet kann 
letzten Endes nicht vermieden werden, ist aber auch kein durch den Bebauungsplan „Auf der Höhe 
III“ ausgelöstes Phänomen. Durch die im Bebauungsplan geplante Verbindung der 
Paracelsusstraße (an deren Ostende) mit der Sauerbruchstraße würde sich die Situation eher 
verbessern, da dann größere Fahrzeuge ohne Wendemanöver den Bereich wieder verlassen 
könnten. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
SRM Kastelan und Müller waren bei diesem Beschluss abwesend.  
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Beschluss: 
A.4 Stellungnahme Privatperson 4: 
 
Die Behauptung, es gäbe kein verkehrstechnisches Gesamtkonzept ist nicht korrekt. Ebenfalls 
wird der Behauptung widersprochen, dass es zu einer Überlastung der Paracelsusstraße käme. 
Vor einer Überlastung der Sauerbruchstraße mit derzeit 18 Wohnhäusern, ob aktuell oder in 
Zukunft kann ganz sicher nicht gesprochen werden. 60 Wohneinheiten, von denen mindestens 
50% über die Paracelsusstraße zu erreichen sind, werden nicht zu einem Verkehrsaufkommen 
führen, das Belastungsgrenzen übersteigt. Der Umstand, dass der frühere Planungsstand mit der 
aktuellen Fassung verglichen wird, zeigt deutlich, dass die Stadt ausreichend informiert hat und die 
Bürger die Gelegenheit hatten, Kenntnis der Planung zu erhalten. 
Durch das Baugebiet „Auf der Höhe III“ werden die beiden Sackgassen Paracelsusstraße und 
Sauerbruchstraße verbunden. Dieser Ansatz wurde in allen Lösungen seit 2018 verfolgt und ist 
verkehrstechnisch dringend geboten.  
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
SRM Kastelan und Müller waren bei diesem Beschluss abwesend.  
 
 
Beschluss: 
A.5 Stellungnahme Privatperson 5: 
 
Die Entwässerung des Mitarbeiterwohnens der Klinik ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanes 
„Auf der Höhe III“, sondern muss im Bebauungsplan Nr. 68 „Klinikstandort Paracelsusstraße“ 
gelöst werden. 
 
Baulärm muss grundsätzlich geduldet werden, soweit er sich im Rahmen der gesetzlichen 
Zulässigkeit abspielt (Tag-Nacht-Zeit, erreicht der Tages-Lärmexpositionspegel 80 dB(A), sind 
Maßnahmen erforderlich). Seitens der Stadt können Bemühungen angestrengt werden, um 
organisatorische Hindernisse zu beseitigen um damit die Bauabläufe zu beschleunigen. Das Gebot 
der Innenentwicklung bringt es jedoch mit sich, dass Störungen der Nachbarschaft durch Baulärm 
und Bauverkehr entstehen. Es kann im Moment festgestellt werden, dass durch den deutlich 
verstärkten Einsatz des Holzbaus die Phasen der Störungen durch Baulärm verkürzt bzw. 
reduziert werden. Die Stadt will jedoch nicht so weit gehen, Holzbau grundsätzlich vorzuschreiben. 
 
Konkrete Umsetzungsprobleme in der Bauphase können nicht im Bebauungsplan geregelt werden. 
In anderen Einwendungen wird auf die problematische Anfahrbarkeit der Anwesen durch 
Rettungsfahrzeuge hingewiesen. Falls tatsächlich derart behindernde Verkehrssituationen in der 
Sauerbruchstraße vorliegen und dies im Wesentlichen durch Anlieger oder ihre Besucher entsteht, 
wird die Stadt auf den Bau von Stellplätzen auf den Grundstücken drängen müssen. Eine 
Passierbarkeit der Sauerbruchstraße muss gegeben sein. Seitens der Stadt können Überlegungen 
für Baustellenzufahrten zum Bauquartier im Rahmen der Tiefbauarbeiten angestellt werden. Eine 
diesbezügliche Konkretisierung kann aber zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht vorgenommen 
werden und müsste in Abstimmung mit den ausführenden Firmen erfolgen. 
 
Die Kreuzung Paracelsusstraße/Mühlgründlein hat ein tägliches Verkehrsaufkommen in der 
Größenordnung von 4.695 Fahrzeugen unter Berücksichtigung aller Wegebeziehungen zu 
bewältigen. Auf die einzelnen zur Kreuzung führenden Straßenabschnitte entfallen in 24 Stunden 
in beiden Richtungen: 
 
 Paracelsusstraße Nord: 3.328 Fahrzeuge 
 Paracelsusstraße Süd: 2 136 Fahrzeuge 
 Mühlgründlein West:  2.421 Fahrzeuge 
 Mühlgründlein Ost:  1.505 Fahrzeuge 
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Nach Einschätzung aller an der Planung beteiligten Fachingenieure handelt es sich dabei um eine 
dem Quartier und der Situation entsprechende Belastung, jedoch nicht um eine Überlastung.  
 
„Behinderungen“ durch parkende Fahrzeuge auf beiden Straßenseiten sind ein probates und 
vielerorts erprobtes Mittel, um eine Reduzierung der Fahrgeschwindigkeit zu erreichen. 
Andererseits führt die Behinderung des fließenden Verkehrs in den Stoßzeiten zu häufigeren 
Brems- und Anfahrvorgängen der Fahrzeuge. Durch diese Behinderungen wird die tatsächliche 
Verkehrsbelastung als deutlich höher eingeschätzt, als dies tatsächlich der Fall ist.  
Schlussendlich sind die Parkierungsvorschriften in den Straßenzügen anhand der aktuellen 
Situationen zu überprüfen und ggf. zu ändern, dies geschieht aber außerhalb von 
Bebauungsplanverfahren.
 
Die Anzahl der Rettungsdienstfahrten wurde mit dem BRK untersucht, die Notfallversorgung ist in 
jedem Fall sichergestellt. Dies wurde auch nach Rückfrage bei der Rettungswache des Roten 
Kreuzes bestätigt. Behinderungen oder gar „chaotische Verkehrssituationen“ sind hier nicht 
bekannt.  
Darüber hinaus ist die Erreichbarkeit der Klinik sichergestellt. Der immer wieder vorgetragenen 
Behauptung, es gäbe nur eine Zufahrt zur Klinik, wird widersprochen. Die Zufahrt zur Klinik erfolgt 
über die Paracelsusstraße. Selbst bei einer Totalsperrung der Kreuzung Mühlgründlein / 
Paracelsusstraße oder der Einmündung der Röntgen- in die Paracelsusstraße bleibt die Zufahrt 
über die Röntgenstraße und der zu den Parkplätzen führenden Straße als Notzufahrt erhalten. 
Zusätzlich würde durch die Realisierung des Wohngebietes „Auf der Höhe III“ eine dritte 
Zufahrtsmöglichkeit geschaffen, die im Notfall geöffnet werden könnte. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 1   
SRM Kastelan und Dollinger waren bei diesem Beschluss abwesend.  
 
 
Beschluss: 
A.6 Stellungnahme Privatperson 6: 
 
Auch in vielen anderen Einwendungen wird der Bau von Umgehungsstraßen als völlig 
selbstverständlich einhergehend mit der Entwicklung von Baugebieten gesehen. Umgehungs-
straßen wurden und werden aber nie im Zusammenhang mit der Ableitung von Verkehr aus 
Wohnbaugebiet gebaut. Gerade bei den hier zitierten Umgehungsstraßen in Langenzenn, Markt 
Bibart und Wilhermsdorf handelt es um Verlegungen der Hauptverkehrsstraßen aus den 
Ortskernen. Leider wird in diesem Zusammenhang nicht erwähnt, dass auch die Innenstadt von 
Neustadt/Aisch vom Verkehr der B 470 und B 8 durch Umgehungsstraßen befreit wurde. Diese 
Verkehrssituationen mit der Paracelsusstraße oder dem Mühlgründlein gleichzusetzen, entbehrt 
jeder Grundlage. 
Bei dem in der letzten Version des Bebauungsplanvorentwurfes vorgesehenen dreigeschossigen 
Wohnungsbaus war noch keine konkrete Sozialbindung diskutiert worden. Der Stadtrat entschied 
sich in seiner bisherigen Planungsabwägung dazu, den Geschosswohnungsbau aus diesem 
Baugebiet herauszunehmen, um die Baudichte etwas geringer zu halten. Dabei soll die wertvolle 
Fläche jedoch nicht zu wenig dicht bebaut werden. In der aktuellen Planung wurde versucht, die 
Möglichkeit der Errichtung kleiner Einfamilienhäuser stärker zu betonen, anstelle des Baus von 
Wohnungen. Der Begriff der Gentrifizierung wird hier falsch verwendet. Gentrifizierung meint die 
Verdrängung einer Wohnbevölkerung aus ihrem Quartier durch Modernisierungsmaßnahmen, die 
das Preisniveau soweit erhöhen, dass die angestammte Bevölkerung sich dort das Wohnen nicht 
mehr leisten kann. Damit ist der Begriff eindeutig nur auf bestehende Wohnquartiere anzuwenden. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 0   
SRM Kastelan, Dollinger und Leopold waren bei diesem Beschluss abwesend.  
 
 
Beschluss: 
A.7 Stellungnahme Privatperson 7: 
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Die Information der Stadt über die ausliegende Bauleitplanung erfolgte fristgerecht auf den 
üblichen und anerkannten Wegen. Die diesbezügliche Kritik entbehrt jeder Grundlage. Der 
Wunsch, es solle kein neues Baugebiet entstehen, dass nur „Lärm, Luftverschmutzung und Stau“ 
hervorrufen würde, wird zur Kenntnis genommen, jedoch nicht geteilt. Der Bereich an der 
unvollendeten Paracelsus- und Sauerbruchstraße ist in Hinblick auf alle staatlichen und 
gesellschaftlichen Vorgaben und in Anbetracht der sehr hohen Nachfrage die geeignetste 
Entwicklungsfläche, die in Neustadt/Aisch zur Verfügung steht. 
Mit der sog. „Ostspange“ hat sich der Stadtrat mehrfach und vor allem intensiv bei Beratung und 
Verabschiedung des Verkehrskonzeptes und bei Behandlung der umfangreichen 
Bürgereinwendungen befasst. Hierbei hat sich klar herausgestellt, dass eine nicht allzu große 
Entlastungswirkung oder durch die Durchgängigkeit eventuell sogar entstehende Mehrbelastung 
der Paracelsusstraße und Sauerbruchstraße nur mit einer erheblichen Landschaftszerschneidung, 
massiven Eingriffen in die vorhandene Topographie, Beseitigung von bestehenden Grünstrukturen, 
unangemessenen finanziellen Aufwendungen und Belastungen für das Baugebiet Klinger 
einhergehen würde und daher mehrfach mit klarer Mehrheit beschlossen, die „Ostspange“ nicht 
weiter zu verfolgen. 
Die Erreichbarkeit der Klinik ist gegeben. Bei Blockierung der Kreuzung Mühlgründlein/ 
Paracelsusstraße oder der Einmündung der Röntgenstraße in die Paracelsusstraße ist die 
Erreichbarkeit der Klinik mit einem Rettungsfahrzeug über die in der Röntgenstraße gelegene 
zweite Ausfahrt der Klinik möglich. Gerade das Baugebiet „Auf der Höhe III“ würde diese Situation 
durch eine dritte Notfallzufahrt nochmals verbessern. 
Es ist unbestritten, dass es in der Bauphase der Erschließung des Quartiers „Auf der Höhe III“ 
oder bei der Realisierung von Wohngebäuden zu einem erhöhten Verkehrsaufkommen von LKW 
und Transportern kommen wird, dabei wird sich auch die theoretische Möglichkeit von Unfällen 
erhöhen. Dies kann jedoch nicht zur Rücknahme der Planung führen. 
Zwischen 2018 und 2021 fand eine flächenmäßige Vergrößerung des Baugebietes durch die 
Einbeziehung eines weiteren Grundstücks statt, jedoch waren vorher schon vergleichbare Dichten 
geplant und in Varianten untersucht worden: 
 

2018 waren 35 bis 41 Wohnhäuser geplant, Erschließung über 
Paracelsus/Sauerbruchstraße, 
2019 Variante 5 umfasste 70 Wohneinheiten (WE), Erschließung über 
Paracelsus/Sauerbruchstraße, 
2021 waren 81 WE angedacht – Erschließung Paracelsus/Sauerbruchstr., Kleinerlbacher 
Weg, 
2022 Die aktuelle Lösung sieht 62 WE vor, Erschließung: Paracelsus/Sauerbruchstraße 
 

Von einer Verdreifachung kann damit nicht die Rede sein. Es handelt sich um einen Entwurfs-
prozess, der versucht, unterschiedlichen Anforderungen gerecht zu werden. 
Gemeinden sind bestrebt bei der Aufstellung von Bebauungsplänen im Vorfeld alle Grundstücke 
zu erwerben. Dies ist nicht immer möglich, was dann automatisch zu der im Baugesetzbuch 
vorgesehenen Regel, dem Umlegungsverfahren nach § 45 ff Baugesetzbauch (BauGB) führt. 
Dieser Fall tritt beim Bebauungsplan Nr. 61 ein, das Umlegungsverfahren soll sich an das 
Bebauungsplanverfahren anschließen. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
SRM Kastelan und Leopold waren bei diesem Beschluss abwesend.  
 
 
Beschluss: 
A.8 Stellungnahme Privatperson 8: 
 
Die Stellungnahme bezieht sich ausschließlich auf Sachverhalte, die bereits ausführlich und 
abschließend im Rahmen des Verkehrskonzeptes geprüft, abgewogen und beschlossen worden 
waren. Hierüber hinausgehende Aspekte, die sich auf das Wohngebiet „Auf der Höhe III“ beziehen, 
sind für den Stadtrat nicht erkennbar, somit bleibt die Stellungnahme unberücksichtigt. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
SRM Kastelan und Leopold waren bei diesem Beschluss abwesend.  
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Beschluss: 
A.9 Stellungnahme Privatperson 9: 
 
Der Verkehr wird durch die drei Bebauungspläne (Klinik, BRK und Auf der Höhe III) zunehmen, 
jedoch laut Verkehrslärmgutachten des Ingenieurbüros IBAS, Bayreuth bei im Wesentlichen 
deutlichen Unterschreitungen der zulässigen Grenzwerte. 
Zum Argument, die Daten der Verkehrszählung vom 22.7.2021 wären nicht verwertbar hat das 
Ingenieurbüro Strunz bereits im Verkehrsgutachten Stellung genommen (Erläuterungsbericht S. 
7/8): „Die Verkehrsdaten wurden am Donnerstag, den 22.07.2021 per Videoaufzeichnung über 
24 Stunden erhoben und anschließend von der Firma GEOVISTA ausgewertet. Neben den 
verschiedenen Fahrzeugarten (Kraftrad, Pkw, Bus, Lieferwagen, Lkw und Lastzug) wurden auch 
Radfahrer und Fußgänger separat erfasst. 
Aufgrund von Einwänden seitens der Anwohner des Mühlgründlein, dass die gewählte Zähldauer 
von 24 Stunden zu kurz sei und außerdem unter coronabeeinflussten Bedingungen gezählt wurde 
und daher die erhobenen Daten damit nicht als repräsentativ angesehen werden können, hat die 
Firma GEOVISTA dazu eine schriftliche Stellungnahme abgegeben, in der es heißt, dass die 
Zählzeitpunkte und Zähldauern sich im Allgemeinen nach den Empfehlungen für 
Verkehrserhebungen (EVE) der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV) 
richten. Repräsentative Zählungen finden in der Regel immer außerhalb der Schulferien an einem 
Dienstag, Mittwoch oder Donnerstag statt. Die Zähldauer reicht von zwei mal vier Stunden über 13, 
14 und 16 Stunden bis hin zu 24 Stunden. Die Erfahrungen beim Vergleich von mehrtägigen 
Erhebungen haben gezeigt, dass sich die Daten der einzelnen Zähltage nur geringfügig 
voneinander unterscheiden. Das heißt, die Relation zwischen den höheren Kosten für längere oder 
mehrtägige Zählungen und dem Gewinn einer möglicherweise größeren Aussagekraft der Daten 
steht in keinem Verhältnis zueinander. 
Auch mögliche coronabedingte Effekte sind nach allgemeiner Fachmeinung vernachlässigbar. Das 
haben auch die in der Regel alle fünf Jahre stattfindenden bundesweiten Verkehrszählungen an 
klassifizierten Straßen bestätigt. Turnusgemäß hätten diese Zählungen im Jahr 2020 durchgeführt 
werden sollen. Diese Aktion wurde wegen der Hochphase der Corona-Pandemie abgesagt und auf 
2021 verschoben. Laut Aussage der zuständigen Verwaltungen hatte sich der Straßenverkehr im 
Vergleich zu 2020 im Jahr 2021 wieder weitgehend normalisiert. Daher können auch unter diesem 
Gesichtspunkt die Zählungen der Firma GEOVISTA vom 22.07.2021 als repräsentativ gelten“.  
Die Zählungen sind somit eindeutig verwertbar bzw. belastbar. 
Es wird für eine Ausfahrt auf den Kleinerlbacher Weg plädiert, weil die Anbindung des Baugebiets 
an B8 und B470 wesentlich einfacher wäre; Die Anbindung von der B470 zur Klinik wäre möglich, 
die Kreuzung Mühlgründlein/Paracelsusstr. wird entlastet (was nicht zwingend notwendig wäre), 
der Verkehrsfluss im unteren Mühlgründlein würde deutlich verbessert. Die angeführten Punkte 
sind zwar inhaltlich nachvollziehbar, jedoch hat sich der Stadtrat in der bisherigen Abwägung der 
Belastungen und Risiken dazu entschieden, nicht den Weg der Öffnung des Quartiers in Richtung 
Kleinerlbach zu gehen, sondern den Verkehr des Baugebietes „Auf der Höhe III“ über die 
Paracelsus-/Sauerbruchstraße sowie im Weiteren über das Mühlgründlein, die Paracelsusstraße 
Süd und die Weiße Marter zur Nürnberger- bzw. Bamberger Straße zu führen.  
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 1   
SRM Kastelan und Simon waren bei diesem Beschluss abwesend.  
 
 
Beschluss: 
A.10 Stellungnahme Privatperson 10: 
 
Es wird für eine Ausfahrt auf den Kleinerlbacher Weg plädiert, weil die Anbindung des Baugebiets 
an B8 und B470 wesentlich einfacher wäre und die Anbindung von der B470 zur Klinik wäre zwar 
möglich und die Kreuzung Mühlgründlein/ Paracelsusstraße würde eventuell entlastet werden (was 
nicht zwingend notwendig wäre), jedoch hat sich der Stadtrat in der bisherigen Abwägung der 
Belastungen und Risiken dazu entschieden, nicht den Weg der Öffnung des Quartiers in Richtung 
Kleinerlbach zu gehen, sondern den Verkehr des Baugebietes „Auf der Höhe III“ über die 
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Paracelsus-/Sauerbruchstraße sowie im Weiteren über das Mühlgründlein, die Paracelsusstraße 
Süd und die Weiße Marter zur Nürnberger- bzw. Bamberger Straße zu führen, da die 
Verkehrszahlen und die schallschutztechnische Bewertung gezeigt haben, dass keine Überlastung 
des Straßennetzes vorliegt und auch nicht im Planfall zu erwarten ist. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 1   
SRM Kastelan und Simon waren bei diesem Beschluss abwesend.  
 
 
Beschluss: 
A.11 Stellungnahme Privatperson 11: 
 
Die kritisierte Form und der Zeitpunkt der Auslegung von drei Bebauungsplänen und die 
Übermittlung des Verkehrsgutachtens zu Beginn der Ferienzeit mit einer Frist von sechs Wochen 
kann nicht als fehlerhaft oder bürgerunfreundlich bezeichnet werden. Die Stadt kann davon 
ausgehen, dass trotz einer Ferienreise noch genügend Zeit bleibt, um sich Bebauungspläne 
anzusehen. Die drei Bebauungspläne wurden zudem bewusst gleichzeitig ins Verfahren gebracht, 
da sie in direktem räumlichem Zusammenhang stehen. Wären im umgekehrten Fall die 
Bebauungspläne zeitversetzt ausgelegt bzw. in die frühzeitige Beteiligung der Bürger und 
Behörden gebracht worden, hätte das seitens der Bürgerschaft als „Salami-Taktik“ kritisiert werden 
können. Es wäre wohl darauf hingewiesen worden, dass die drei Bebauungspläne nur gemeinsam 
betrachtet werden könnten. Für die Stadt Neustadt a.d.Aisch wären zeitversetzte Verfahren 
deutlich einfacher gewesen, im Sinne der Bürger entschied man sich dagegen. 
 
Im Weiteren wird die Planungshistorie aus Sicht der Anlieger bzw. Unterzeichner der 
Bürgeranträge dargestellt und eine Missachtung der Wünsche der Anlieger behauptet. 
Aus Sicht der Stadt können die Zahlen der vorliegenden Verkehrszählungen aus den Jahren 2018 
und 2021 die Behauptungen der massiven verkehrlichen Belastungen von Mühlgründlein und 
Paracelsusstraße nicht bestätigen. 
Der Wunsch nach einer deutlichen verkehrlichen Entlastung des Mühlgründleins ignoriert die reale 
Situation. Es handelt sich beim Mühlgründlein um eine Haupterschließungsstraße mit mehr als 
ausreichendem Zuschnitt, die eine Zubringerfunktion für weitere Wohnquartiere und die Klinik 
besitzt. Es ist unsachgemäß, diese Funktion in Frage zu stellen und die Umgehung einer 
Haupterschließungsstraße zu fordern, da es das Wesen der Haupterschließungsstraße ist, den 
Verkehr in die angrenzenden Quartiere zu bringen. 
Behinderungen durch parkende Fahrzeuge auf beiden Straßenseiten sind ein probates und 
vielerorts erprobtes Mittel, um eine Reduzierung der Fahrgeschwindigkeit zu erreichen. Dabei führt 
die Behinderung des fließenden Verkehrs in den Stoßzeiten zu häufigeren Brems- und 
Anfahrvorgängen der Fahrzeuge und damit zur Verlangsamung des Verkehrs. Durch diese 
Behinderungen wird nun die tatsächliche Verkehrsbelastung offensichtlich deutlich höher 
eingeschätzt, als dies nach den Zahlen der Fall ist. 
Es wird der Behauptung, die Verkehrszählungen seien nicht korrekt durchgeführt worden, 
widersprochen. Hierzu wurde bereits im Verkehrsgutachten selbst eingehend Stellung genommen 
(Erläuterungsbericht S.7/8). Auch die Behauptung, die Ergebnisse der Verkehrszählung wären 
nicht in das Lärmgutachten vom 30.6.2022 eingeflossen, ist nicht korrekt. Um die 
Verkehrsprognose korrekt erstellen zu können, wurde die Entwicklung des Bebauungsplanes Nr. 
68 abgewartet, die Teilung dieses Bebauungsplanes in Nr. 68 und 79 hat wie in den beiden 
Bebauungsplänen erläutert, ausschließlich terminliche Gründe. Der Neubau der Klinik und damit 
auch Prozess des Bebauungsplanes Nr. 68 wird mit einem wesentlich längeren Planungs- und 
Genehmigungsprozess verbunden sein, als das Vorhaben des BRK. Die geplante Bebauung des 
Klinikneubaus wurde im Gutachten simuliert, damit liegen der Berechnung aktuelle Daten 
zugrunde. 
Der Stadtrat ging in seiner Beschlussfassung davon aus, dass der entstehende Verkehr des 
Quartiers „Auf der Höhe III“ auch bei 62 Wohneinheiten leichter über die Paracelsusstraße 
abzuwickeln wäre, als über die Kleinerlbacher Ortsstraße.  
Gewisse Beeinträchtigungen der Lebensqualität der Anlieger von Erschließungsstraßen ist bei 
Baumaßnahmen unvermeidlich. Die Konsequenz wäre, sämtliche bauliche Tätigkeiten einzustellen 
oder stark zu reduzieren. Für die im Falle von verstärktem LKW-Verkehr vermuteten Schäden am 
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Wohnhaus des Einwendungsführers besteht keine Handhabe für die Stadt, solange die 
gesetzlichen Vorschriften für die Beförderung von Lasten berücksichtigt werden. 
 
In einem weiteren Punkt wird die Verkehrszählung von Geovista am 22.7.2021 in Zweifel gezogen, 
weil zwischen 14 und 18 Uhr coronabedingtes Besuchsverbot in der Klinik bestand. 
Selbst wenn alle 200 Patienten des Krankenhauses zwischen 14 und 18 Uhr Besuch bekommen 
hätten, wären gemittelt zusätzliche 50 An- und Abfahrten pro Stunde entstanden, also zusätzliche 
maximale 1,66 Fahrten pro Minute. Dass dieses Verkehrsaufkommen keine Verfälschung der 
Lärmprognose darstellt, sollte einleuchten. 
 
Die Einwendung hat sich intensiv mit allen Aspekten der Bauleitplanung beschäftigt. Insbesondere 
sieht sie sich Gesundheitsbeeinträchtigungen durch Lärm konfrontiert und zitiert hierzu Studien der 
Weltgesundheitsorganisation WHO. Die aus diesen Studien entnommenen Daten bieten jedoch 
nicht die von der Stadt Neustadt a.d.Aisch zu berücksichtigende gesetzliche Grundlage, sondern 
stellen den Hinweis auf Gesundheitsbelastungen durch Lärm im globalen Rahmen dar. 
 
Das Verkehrsgutachten kann nicht personen- und fahrzeuggenau abschätzen, welche Verkehre 
zukünftig stattfinden, welche Anzahl von Menschen in Gebäuden wohnen, die noch nicht gebaut 
sind. Es handelt sich um Abschätzungen auf Basis der Vorentwurfsplanung der vorliegenden 
Bebauungspläne.  
Die genauen Umstände des ruhenden Verkehrs im Mühlgründlein sind nur in zweiter Linie für die 
Planung des Bebauungsplanes Nr. 61 von Bedeutung. Zum Verkehrsaufkommen im Mühlgründlein 
wurde schon ausführlich im Rahmen des Verkehrskonzeptes Stellung genommen, die Diskussion 
der Situation des ruhenden Verkehrs ist für die Anlieger des Mühlgründleins relevant, wird jedoch 
nicht durch das Verkehrsaufkommen des neuen Quartiers beeinflusst. Wenn, so die Darstellung in 
der Stellungnahme, nicht ausreichend Stellplätze für die Anlieger vorhanden sind, müsste die Stadt 
eher darauf drängen, dass auf den Privatgrundstücken verstärkt Stellplätze geschaffen werden.  
Alle Einlassungen zu Beschädigungen an Fahrzeugen oder illegale Ausweichmanöver können 
nicht Gegenstand der Erörterung für ein Bauleitplanverfahren eines benachbarten Quartiers sein. 
Die Verkehrssicherheit im Mühlgründlein allgemein und an der Einmündung Mühlgründlein in die 
Bamberger Straße ist ein eigenständiges Thema und wird von dem durch den Verkehr des neuen 
Bauquartiers berührt, aber nicht geprägt. Insbesondere die Staugefahr an der Einmündung in die 
Baumberger Straße entsteht durch die hohe Frequenz auf der Bamberger Straße. Nach 
Rücksprache mit der Geschäftsführung des BRK liegen keine Erkenntnisse zu Behinderungen bei 
Rettungseinsätzen in diesem Bereich vor. Die im Zuge dieses Verfahrens diskutierte einseitige 
Reduzierung des ruhenden Verkehrs wäre auch aus Sicht des Rettungsdienstes sinnvoll, führt 
aber nicht zu Änderungen im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 61. 
Mit der sog. „Ostspange“ hat sich der Stadtrat mehrfach und vor allem intensiv bei Beratung und 
Verabschiedung des Verkehrskonzeptes und bei Behandlung der umfangreichen 
Bürgereinwendungen befasst. Hierbei hat sich klar herausgestellt, dass eine nicht allzu große 
Entlastungswirkung oder durch die Durchgängigkeit eventuell sogar entstehende Mehrbelastung 
der Paracelsusstraße und Sauerbruchstraße nur mit einer erheblichen Landschaftszerschneidung, 
massiven Eingriffen in die vorhandene Topographie, Beseitigung von bestehenden Grünstrukturen, 
unangemessenen finanziellen Aufwendungen und Belastungen für das Baugebiet Klinger 
einhergehen würde und daher mehrfach mit klarer Mehrheit beschlossen, die „Ostspange“ nicht 
weiter zu verfolgen. 
Gemeinden haben nach §1 Absatz 3 des Baugesetzbuches (BauGB) „…die Bauleitpläne 
aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist; 
die Aufstellung kann insbesondere bei der Ausweisung von Flächen für den Wohnungsbau in 
Betracht kommen.“ und Absatz 5: „Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige Entwicklung, die die 
sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung 
gegenüber künftigen Generationen miteinander in Einklang bringt und eine dem Wohl der 
Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung unter Berücksichtigung der 
Wohnbedürfnisse der Bevölkerung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine 
menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu 
entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der 
Stadtentwicklung zu fördern, sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild 
baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. Hierzu soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig 
durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen.“ 
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Dieser gesetzlichen Vorgabe versucht die Stadt Neustadt/Aisch zu folgen. Sie versucht nicht, 
Vorteile für einzelne Bürger zu schaffen, kann sich aber der hierarchischen Struktur des 
Straßennetzes nicht entziehen, in der kleine Wohnstraßen weniger Verkehr aufnehmen müssen 
als große Haupterschließungsstraßen. 
Die Zeichen der Zeit weisen klar in die Richtung von Fahrzeugen, die ohne fossilen Brennstoff 
betrieben werden. Das aktuell diskutierte Verbot von Neuzulassungen von Fahrzeugen mit 
Verbrennungsmotor im Jahr 2035 zeigt eindeutig, welche Entwicklung in den nächsten Jahren 
stattfinden wird. Ein Zurück wird es dabei nicht geben. Ob es zu der parallel gewünschten 
Reduzierung des Individualverkehrs kommt, vermag im Moment niemand zu sagen.  
Gleichzeitig muss gesehen werden, dass das Aus des Verbrennungsmotors besiegelt ist und 
bereits mehrere namhafte deutsche Hersteller das Ende ihrer Produktion beschlossen haben. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 21  Nein 0   
SRM Kastelan war bei diesem Beschluss abwesend.  
 
 
Beschluss: 
A.12 Stellungnahme Privatperson 12: 
 
Das Anliegen, gerechte Verteilung des zusätzlichen Verkehrs des Quartiers „Auf der Höhe III“ zu 
schaffen, wird anerkannt. Eine Verkehrsführung auch über den Kleinerlbacher Weg wurde in 
mehreren Varianten und Zwischenständen diskutiert.  
In der bisherigen Abwägung der Belastungen und Risiken entschied sich der Stadtrat jedoch, nicht 
den Weg der Öffnung des Quartiers in Richtung Kleinerlbach zu gehen, sondern den Verkehr des 
Baugebietes „Auf der Höhe III“ über die Paracelsus-/Sauerbruchstraße sowie im Weiteren über 
das Mühlgründlein, die Paracelsusstraße Süd und die Weiße Marter zur Nürnberger- bzw. 
Bamberger Straße zu führen.  
Die Notfallversorgung ist in anhand der zur Verfügung stehenden Daten auf jeden Fall 
sichergestellt. Dies wurde auch nach Rückfrage bei der Rettungswache des Roten Kreuzes 
bestätigt. Behinderungen sind nicht bekannt. Als problematisch wird lediglich die Parkierung an der 
Einmündung des Mühlgründleins in die Bamberger Straße angesehen, wobei allerdings kein 
unmittelbarer Bezug zum Wohngebiet „Auf der Höhe III“ gegeben ist. 
Behinderungen durch parkende Fahrzeuge auf beiden Straßenseiten sind ein probates und 
vielerorts erprobtes Mittel, um eine Reduzierung der Fahrgeschwindigkeit zu erreichen. 
Andererseits führt die Behinderung des fließenden Verkehrs in den Stoßzeiten zu häufigeren 
Brems- und Anfahrvorgängen der Fahrzeuge. Durch diese Behinderungen wird die 
Verkehrsbelastung als deutlich höher eingeschätzt, als dies tatsächlich der Fall ist.  
Die Berücksichtigung einer eigenen Fahrradspur würde weiteren Platz benötigen und die Konflikte 
nicht unbedingt verringern, wobei der im Gutachten dargestellte, von KFZ überfahrbare 
Fahrradstreifen auch zu einem späteren Zeitpunkt bei Bedarf noch angebracht werden kann. 
In der Einwendung wird der Zusammenhang von Bebauungsplanung und Verkehrsgutachten 
falsch interpretiert. Aufgrund der Auseinandersetzung des Verkehrsgutachtens mit der 
Beschaffenheit von Kleinerlbacher Weg und Kleinerlbacher Ortsstraße und den dort 
vorgefundenen Mängeln reifte im Stadtrat die Einschätzung von der bisher favorisierten Lösung 
der „Zweiteilung“ des Verkehrs abzurücken und den Verkehr nur über Paracelsusstraße, 
Mühlgründlein und Weiße Marter zu führen.  
Die Erreichbarkeit der Klinik über eine zweite Zufahrt ist sichergestellt. Die erste Zufahrt zur Klinik 
erfolgt über die Paracelsusstraße. Selbst bei einer Totalsperrung der Kreuzung Mühlgründlein / 
Paracelsusstraße oder der Einmündung der Röntgen- in die Paracelsusstraße bleibt die Zufahrt 
über die Röntgenstraße und die zu den Parkplätzen führende interne Straße als Notzufahrt in den 
Klinikbereich erhalten.  
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
SRM Kastelan und Bauereiß waren bei diesem Beschluss abwesend.  
 
 
Beschluss: 
A.13 Stellungnahme Privatperson 13: 
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In der Stellungnahme wird nicht Kritik an der Bauleitplanung geübt, sondern auf den Faktor Zeit 
verwiesen. Es wird erläutert, wie sich die Zinsbelastung für ein Einfamilienhaus von 2018 bis Ende 
2022 erhöht habe. Den Gegnern des Baugebietes wird unsolidarisches Verhalten vorgeworfen. Die 
Stadt sieht die entstandene Zeitverzögerung bei der Entwicklung des Baugebietes. Die politische 
„Großwetterlage“ mit den nun vorliegenden Zinserhöhungen sowie hohen Inflationsraten war 
jedoch nicht vorherzusehen. Die Stadt versucht, den Planungsprozess rechtssicher abzuschließen, 
um die Nachfrage wenigstens zu einem kleinen Teil bedienen zu können – unter Berücksichtigung 
der eingegangenen Stellungnahmen, die Korrekturen oder Ergänzungen veranlassen. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
SRM Kastelan und Bauereiß waren bei diesem Beschluss abwesend.  
 
 
Beschluss: 
A.14 Stellungnahme Privatperson 14: 
 
Die Forderung, eine weitere Zufahrt für das Quartier und den zusätzlichen Verkehr des 
Baugebietes „Auf der Höhe III“ zu schaffen, wird anerkannt. Eine Verkehrsführung auch über den 
Kleinerlbacher Weg wurde in mehreren Varianten und Zwischenständen diskutiert.  
Ob sich in der Kleinerlbacher Ortsstraße, bei einer gänzlichen Öffnung des Straßennetzes in alle 
Richtungen tatsächlich unzumutbare Verhältnisse einstellen würden, kann bei den aktuellen 
Verkehrsbelastungen der Kleinerlbacher Ortsstraße, des Kleinerlbacher Weges und des 
hinzukommenden Verkehrs aus dem Quartier möglicherweise in Zweifel gezogen werden, es bleibt 
der Aspekt der Gefährdung durch das Fehlen eines Gehwegs im Bereich der Kleinerlbacher 
Ortsstraße.  
Der im Verkehrsgutachten vorgeschlagene Bau eines Gehweges in der Kleinerlbacher Ortsstraße 
wäre eine Möglichkeit der Ertüchtigung dieser Straße, der Stadtrat hat sich aber angesichts der 
sehr hohen Baukosten für eine Belassung des Ist-Zustandes entschieden. In der bisherigen 
Abwägung der Belastungen und Risiken entschied sich der Stadtrat jedoch, nicht den Weg der 
Öffnung des Quartiers in Richtung Kleinerlbach zu gehen, sondern den Verkehr des Baugebietes 
„Auf der Höhe III“ über die Paracelsus-/Sauerbruchstraße sowie im Weiteren über das 
Mühlgründlein, die Paracelsusstraße Süd und die Weiße Marter zur Nürnberger- bzw. Bamberger 
Straße zu führen.  
Die Anbindung des Quartiers über die im Verkehrsgutachten lediglich grundsätzlich untersuchte 
„Ostspange“ wurde seitens des Stadtrates abgewogen und mehrfach abgelehnt. Die funktionalen 
Mängel, die Probleme bei Besitzverhältnissen, die Baukosten, die Eingriffe in die Landschaft, die 
bautechnischen Nachteile und das Konterkarieren bisheriger städtischer Planungen samt 
entstehender Schadensersatzforderungen wiegen zu schwer, als dass eine Weiterverfolgung 
dieses Ansatzes vertretbar wäre. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
SRM Kastelan und Bauereiß waren bei diesem Beschluss abwesend.  
 
 
Beschluss: 
A.15 Stellungnahme Privatperson 15: 
 
Gewisse Beeinträchtigungen der Lebensqualität der Anlieger von Erschließungsstraßen ist bei 
Baumaßnahmen unvermeidlich. Die Konsequenz wäre, sämtliche baulichen Tätigkeiten 
einzustellen oder stark zu reduzieren. Die Stadt Neustadt möchte aber den wohnbaulichen 
Interessenten eine Perspektive bieten. Da die Ergänzung und Abrundung des Wohnbaugebiets 
Paracelsus/Sauerbruchstraße als die geeignetste Entwicklungsfläche für Wohnbauzwecke in 
Neustadt a.d.Aisch identifiziert wurde, werden die Anlieger mit Beeinträchtigungen umgehen 
müssen. Solange die gesetzlichen Vorschriften für die Lärmentwicklung bei der Beförderung von 
Lasten berücksichtigt werden, besteht keine Handhabe für die Stadt. Es ist nicht nachvollziehbar, 
wieso sich die Paracelsusstraße zu einer „Schnellstraße“ entwickeln sollte, ebenso die in den 
Raum gestellten Zehntausende von LKW-Fahrten.  
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Von den behaupteten zukünftigen unzumutbaren Belastungen kann nach den der Stadt 
vorliegenden Gutachten keine Rede sein. 
Das Verkehrsaufkommen in der Paracelsusstraße (Höhe Krankenhaus) in eine Fahrtrichtung 
beträgt momentan 847 Fahrzeuge je 24 Std, was nicht zur Beeinträchtigung von Fahrradfahrern 
führen kann (1,18 PKW je Minute). Der Wunsch nach einer Rollstuhlfahrer-Spur kann nicht als 
ernstgemeinter Beitrag verstanden werden. 
Die Anbindung des Quartiers über die im Verkehrsgutachten lediglich grundsätzlich untersuchte 
„Ostspange“ wurde seitens des Stadtrates abgewogen und mehrfach abgelehnt. Die funktionalen 
Mängel, die Probleme bei Besitzverhältnissen, die Baukosten, die Eingriffe in die Landschaft, die 
bautechnischen Nachteile und das Konterkarieren bisheriger städtischer Planungen samt 
entstehender Schadensersatzforderungen wiegen zu schwer, als dass eine Weiterverfolgung 
dieses Ansatzes vertretbar wäre. 
Die Ablehnung des Verkehrsgutachtens sowie seiner Verfasser erfolgt pauschal und kann seitens 
der Stadt nicht nachvollzogen werden. Das Verkehrsgutachten beschäftigte sich mit der Frage, ob 
und wenn ja wie der Verkehr des ganzen Stadtviertels geführt werden könne. Dabei wurden 
mehrere Straßenzüge, die aktuell Anlass zu Kritik geben, genauer untersucht, um zu klären, ob die 
vorliegende Kritik zutrifft und ob Abhilfe geschaffen werden kann.  
Der Bebauungsplan sollte auf den Erkenntnissen des Verkehrsgutachtens aufbauen, es war 
jedoch nicht zwingend notwendig, den letzten Stand des Bebauungsplanes in der Untersuchung 
zugrunde zu legen, lediglich der Umstand, dass in Verlängerung von Paracelsus- und 
Sauerbruchstraße das Baugebiet „Auf der Höhe III“ entstehen soll, war relevant.  
Ein Themenfeld des Verkehrsgutachtens war die genauere Beleuchtung der Verkehrssituation in 
der Kleinerlbacher Ortsstraße. Die erarbeiteten Ergebnisse und aufgezeigten Problemstellungen 
bewogen den Stadtrat, die bisherige „Zwei-Richtungs-Planung“ mit rund 80 Wohneinheiten noch 
einmal zu überdenken und die nun vorliegende Fassung ins Verfahren zu bringen. Damit ist auch 
klar, dass das Verkehrsgutachten nicht mit dem aktuellen Entwurf des Bebauungsplanes 
übereinstimmen kann. 
Bereits im Gutachten wird die Form der Verkehrszählung erläutert und auf die Grundlagen 
verwiesen, auf deren Basis die Zählungen durchgeführt wurden. Die Stadt Neustadt vertritt die 
Auffassung, dass die vorgenommenen Verkehrszählungen korrekt und damit aussagekräftig und in 
den nachfolgenden Gutachten verwertbar sind. 
Der Auffassung, die Paracelsusstraße sei heute schon überlastet, wird widersprochen. Die 
vorliegenden Ergebnisse der Verkehrszählungen belegen das Gegenteil.  
In Anbetracht des hohen Flächenverbrauchs bei gleichzeitig hoher Nachfrage nach Bauland 
machen es notwendig, die wenigen geeigneten Innenentwicklungsflächen in einer hohen aber 
noch verträglichen Dichte zu bebauen. Mit 20 Wohneinheiten wäre dies nicht der Fall gewesen – 
davon unabhängig waren schon die ersten Entwürfe rund 40 rund Wohneinheiten vorgesehen. 
Zu Ablehnung der „Ostspange“ wurde bereits Stellung genommen. Die Frage nach Fördermitteln 
kann nicht gestellt werden, wenn Planungsüberlegungen in der Praxis nicht umsetzbar sind. Die 
Stadt will diese Variante aus den dargelegten Gründen nicht weiterverfolgen. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
SRM Kastelan und Müller waren bei diesem Beschluss abwesend.  
 
 
Beschluss: 
A.16 Stellungnahme Privatperson 16: 
 
Die Stadt Neustadt/Aisch wird sich bemühen, Fahrzeuge, die aus Kostengründen den 
Besucherparkplatz der Klinik meiden, durch geeignete Maßnahmen zu einem korrekten 
Parkverhalten zu zwingen.  
Die zukünftigen Bewohner von 62 Wohngebäuden und auch die Vorhaben des BRK mit 
Seniorenwohnen und Tagespflege sowie die psychatrische Tagesklinik werden das 
Verkehrsaufkommen in der Paracelsusstraße aber im Mühlgründlein, der Weißen Marter, der 
Sauerbruchstraße und der Röntgenstraße erhöhen, jedoch nicht zu Überlastungen führen. Die 
Stadt sieht nach den vorliegenden Gutachten nicht, dass eine weitere Zufahrt in das Quartier 
zwingend notwendig ist.  
Die in der Rahmenplanung aus dem Jahr 2006 angedachten und in den Flächennutzungsplan 
eingearbeiteten Entwicklungsmöglichkeiten im Bereich Klinger sind als Quartiere geplant, die über 
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eine Haupterschließungsstraße direkt an die Nürnberger Straße angebunden sind. Diese 
Erschließung hat nichts mit der vorliegenden Planung zu tun und würde im Falle einer Realisierung 
völlig unabhängig funktionieren. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
SRM Kastelan und Müller waren bei diesem Beschluss abwesend.  
 
 
Beschluss: 
A.17 Stellungnahme Privatperson 17: 
 
Der Verkehr, den die Bauarbeiten in einem Baugebiet mit sich bringen ist nie „schön“, stets 
störend, aber letztlich unvermeidlich und durch keine gesetzliche Grundlage zu vermeiden. Die 
Stadt geht nicht davon aus, dass einer Erschließung auf der grünen Wiese, möglichst weit ab von 
bestehender Bebauung das Wort geredet werden soll. Das Einfrieren des Gebäudebestandes der 
Stadt Neustadt a.d.Aisch auf dem aktuellen Entwicklungsstand ist nicht die Absicht der Stadt. 
Die Unfallstatistik weist keine Brennpunkte im Quartier aus, das war eine Erkenntnis des 
Verkehrsgutachtens. Die pauschale Forderung nach Fußgängerüberwegen kann daher nicht 
geprüft und bewertet werden. 
Die angezweifelte Barrierefreiheit der Zuwege zum Krankenhaus und zum neu geplanten BRK- 
Gebäude (beide besitzen jeweils Aufzüge, die barrierefrei erreicht werden) kann nicht 
nachvollzogen werden. Der Aspekt ist in jedem Fall nicht Teil der Abwägung zum Bebauungsplan 
Nr. 61. 
In Paracelsusstraße und Mühlgründlein gibt es keinen ausgewiesenen Radweg. Die Ausstattung 
mit Radwegen ist im gesamten Stadtgebiet bisher nur eingeschränkt gegeben, eine besondere 
Dringlichkeit kann in der Paracelsusstraße nicht erkannt werden. Auf die Planungsüberlegungen 
des Verkehrsgutachtens zum Mühlgründlein darf verwiesen werden. 
Die Planung des ÖPNV ist ein dynamischer Prozess, der von vielen Faktoren abhängt und 
unabhängig von der Wohngebietsausweisung betrieben wird. 
Seitens der Rettungswache bzw. der Geschäftsführung des BRK wurde mitgeteilt, dass bisher 
keine Behinderungen von Rettungsfahrzeugen bekannt sind. Die mögliche Behinderung von 
Rettungsfahrzeugen durch zukünftige Baufahrzuge ist spekulativ. Die Problematik wird bei dem 
geplanten Neubau des Bettenhauses der Klinik geprüft und in Form einer Baustelleneinrichtung 
und Baustellenverkehrsplanung berücksichtigt werden müssen. 
Mit den kritisierten weiten Wegen ist wahrscheinlich die in der vorliegenden Fassung fehlende 
Anbindung des Wohnquartiers an den nördlich gelegenen Kleinerlbacher Weg gemeint.  
Eine Verkehrsführung auch über den Kleinerlbacher Weg wurde in mehreren Varianten und 
Zwischenständen diskutiert.  
Die Anbindung des Quartiers über die im Verkehrsgutachten lediglich grundsätzlich untersuchte 
„Ostspange“ wurde seitens des Stadtrates abgewogen und mehrfach abgelehnt. Die funktionalen 
Mängel, die Probleme bei Besitzverhältnissen, die Baukosten, die Eingriffe in die Landschaft, die 
bautechnischen Nachteile und das Konterkarieren bisheriger städtischer Planungen samt 
entstehender Schadensersatzforderungen wiegen zu schwer, als dass eine Weiterverfolgung 
dieses Ansatzes vertretbar wäre. 
Die Vorstellung man könne die Kosten einer Haupterschließungsstraße oder gar 
Umgehungsstraße auf die Grundstückspreise eines Wohnbauquartiers umlegen, stellt keinen 
Beitrag zu einer gerechten Abwägung dar und ist schlicht nicht zutreffend. 
Die gewünschte massive Reduzierung der Baumassen im Bebauungsplan Nr. 61 kann aus 
Gründen der Notwendigkeit einer hohen Ausnutzung der wenigen zur Verfügung stehenden 
Flächen nicht nähergetreten werden. Das gleiche gilt für die gewünschten Reduzierungen der 
Baumassen des Klinikums in BP Nr. 68 und dem Vorhaben des BRK im B-Plan Nr. 79. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
SRM Kastelan und Cesinger waren bei diesem Beschluss abwesend.  
 
 
Beschluss: 
A.18 Stellungnahme Privatperson 18: 
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Zum Argument, die Daten der Verkehrszählung des Büros Geovista vom 22.7.2021 würden nicht 
das wahre Verkehrsaufkommen aufzeigen, hat Ingenieurbüro Strunz bereits im Verkehrsgutachten 
Stellung genommen (Erläuterungsbericht S.7/8): „Die Verkehrsdaten wurden am Donnerstag, den 
22.07.2021 per Videoaufzeichnung über 24 Stunden erhoben und anschließend von der Firma 
GEOVISTA ausgewertet. Neben den verschiedenen Fahrzeugarten (Kraftrad, Pkw, Bus, 
Lieferwagen, Lkw und Lastzug) wurden auch Radfahrer und Fußgänger separat erfasst. 
Aufgrund von Einwänden seitens der Anwohner des Mühlgründlein, die gewählte Zähldauer von 24 
Stunden sei zu kurz und außerdem unter coronabeeinflussten Bedingungen erfolgt und daher die 
erhobenen Daten nicht repräsentativ, hat die Firma GEOVISTA eine schriftliche Stellungnahme 
abgegeben, in der es heißt, dass die Zählzeitpunkte und Zähldauern sich im Allgemeinen nach den 
Empfehlungen für Verkehrserhebungen (EVE) der Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen (FGSV) richten. Repräsentative Zählungen finden in der Regel immer außerhalb 
der Schulferien an einem Dienstag, Mittwoch oder Donnerstag statt. Die Zähldauer reicht von 2 x 4 
Stunden über 13, 14 und 16 Stunden bis hin zu 24 Stunden. Die Erfahrungen beim Vergleich von 
mehrtägigen Erhebungen haben gezeigt, dass sich die Daten der einzelnen Zähltage nur 
geringfügig voneinander unterscheiden. Das heißt, die Relation zwischen den höheren Kosten für 
längere oder mehrtägige Zählungen und dem Gewinn einer möglicherweise größeren 
Aussagekraft der Daten steht in keinem Verhältnis zueinander. 
Auch mögliche coronabedingte Effekte sind nach allgemeiner Fachmeinung vernachlässigbar. Das 
haben auch die in der Regel alle 5 Jahre stattfindenden bundesweiten Verkehrszählungen an 
klassifizierten Straßen bestätigt. Turnusgemäß hätten diese Zählungen im Jahr 2020 durchgeführt 
werden sollen. Diese Aktion wurde wegen der Hochzeit der Corona-Pandemie abgesagt und auf 
2021 verschoben. Laut Aussage der zuständigen Verwaltungen hatte sich der Straßenverkehr im 
Vergleich zu 2020 im Jahr 2021 wieder weitgehend normalisiert. Daher können auch unter diesem 
Gesichtspunkt die Zählungen der Firma GEOVISTA vom 22.07.2021 als repräsentativ gelten“.  
Die Zählungen können deshalb in dieser Form Grundlage der Planung der Bebauungspläne BP 
Nr. 61, Nr. 68 und Nr. 79 bleiben. 
Die vorliegenden Veränderungen der Dichte der Bebauung im Mühlgründlein sind bekannt. Nach 
dem Stellplatzschlüssel der Stadt Neustadt/Aisch sind bis 70m² Wohnfläche ein Stellplatz, von 70 
bis 120 m² 2 Stellplätze und über 120 m² 3 Stellplätze nachzuweisen. Dieser Punkt der Satzung 
gilt seit Jahren und wurde bisher nicht in auffälliger Weise missachtet. Derart unspezifische 
Beobachtungen können nicht in die Bauleitplanung eines angrenzenden Bebauungsplanes 
einfließen. 
Die Einwendungen wurden im Weiteren in Form von Handlungsanweisungen formuliert, was dem 
Charakter des Beteiligungsverfahrens nicht gerecht wird. Den Einwendungen wird widersprochen. 
Eine Verbindung der Paracelsusstraße über das Klinikgelände zu einer „Ostspange“ wird seitens 
der Klinik nicht gewünscht. Es ist höchst fragwürdig, den Verkehr aus den Wohnquartieren in das 
Klinikgelände zu leiten, um ihn dann in weiteren Passagen durch die Ausgleichsflächen eines vor 
rund 20 Jahren entwickelten Bebauungsplanes zu schneiden.  
Einschätzungen zum Klinik-Bebauungsplan sind dem zugehörigen Bebauungsplanverfahren 
zuzuordnen und nicht dem Wohngebiet „Auf der Höhe III“. 
Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens gibt es keine Amtsermittlungspflicht. Es können nicht 
Vorgehensweisen oder Rechtsgrundsätze aus anderen Verfahrens- oder gar Prozessformen auf 
das Beteiligungsverfahren der Bauleitplanung übertragen werden. Darüber hinaus ist die Stadt als 
Träger eines Bebauungsplanverfahrens nicht zu fortlaufender Unterrichtung verpflichtet, sondern 
zur Beachtung und Einhaltung der im Baugesetzbuch festgelegten Beteiligungsschritte. 
Anträge auf Erteilung von Fördermitteln können nur für hinreichend geplante, abgestimmte und 
rechtlich abgesicherte Planungen eingereicht werden. Das ist für die „Ostspange“ nicht der Fall.  
Die Anbindung des Quartiers über die im Verkehrsgutachten lediglich grundsätzlich untersuchte 
„Ostspange“ wurde seitens des Stadtrates abgewogen und mehrfach abgelehnt. Die funktionalen 
Mängel, die Probleme bei Besitzverhältnissen, die Baukosten, die Eingriffe in die Landschaft, die 
bautechnischen Nachteile und das Konterkarieren bisheriger städtischer Planungen samt 
entstehender Schadensersatzforderungen wiegen zu schwer, als dass eine Weiterverfolgung 
dieses Ansatzes vertretbar wäre. 
Die Planungen des Bebauungsplanes Nr. 61 begannen im Jahr 2018 und waren schon mehrfach 
in Sitzungen vorgetragen worden. Im Rahmen des Verkehrsgutachtens wurden zwei 
Vorstellungsrunden angeboten, die ausreichend Zeit für die Erläuterung der Planungen boten. 
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Leider wird nicht klar, was mit „Zuwegung im Katastrophenfall“ gemeint sein soll, welche 
Katastrophe welche grobe Fahrlässigkeit auslösen würde. Auch der Einwand, während der Bauzeit 
wäre die Notaufnahme der Klinik nicht mehr erreichbar, entbehrt jeder Grundlage. 
 
 
Der Umstand, dass die ÖPNV- Verbindung zur Klinik gegebenenfalls zu verbessern ist, hat nichts 
mit dem Bebauungsplan Nr. 61 zu tun. Die Stadt versucht zudem Schritt für Schritt ein 
Radwegekonzept umzusetzen, jedoch nicht in einem in seiner Größe überschaubaren 
Wohnquartier.  
Leider wird nicht näher ausgeführt, wo ein Widerspruch zur Regional- und Stadtplanung gesehen 
wird, der Verweis auf das ISEK bleibt unkonkret. Aus hiesiger Sicht entspricht die Entwicklung 
einer Wohnbaufläche innerhalb des Stadtgebietes absolut der Vorgabe des Ministeriums und auch 
der Regionalplanung, die Innenentwicklung vor der Außenentwicklung zu betreiben. 
Die vor Beginn der Planung im Jahr 2018 erstellte artenschutzrechtliche Prüfung (saP) ging 
damals noch von einer kleineren verfügbaren Fläche aus. Im Jahr darauf stellte sich heraus, dass 
weitere Grundstücke, die auch den Anschluss an den Kleinerlbacher Weg ermöglichten, ebenfalls 
verfügbar wären. Die saP wird an das vergrößerte Planungsgebiet angepasst. Diese 
Nachbesserung wird jedoch nicht zu einer Änderung in Umgriff und Ausgestaltung der Planung 
führen. Im Falle von artenschutzrechtlich relevanten Funden müssen entsprechender Ausgleich 
geschaffen werden. Die 2021 erarbeitete artenschutzrechtliche Prüfung für den Bebauungsplan Nr. 
68 fahndete intensiv auch im Bereich des Geltungsbereichs des BP Nr. 61 nach Vorkommen der 
geschützten Knoblauchkröte, jedoch ohne Befund. Das Ergebnis hat sich 2024 nochmals bestätigt. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 0   
SRM Kastelan, Hufnagel und Schultheiß waren bei diesem Beschluss abwesend.  
 
 
Beschluss: 
A.19 Stellungnahme Privatperson 19: 
 
Die vorliegende Planung sieht nur eine fußläufige Verbindung zum Kleinerlbacher Weg vor. Ein 
Rettungsfahrzeug kann bei einem Notfall in räumlicher Nähe diesen Weg benutzen, diese 
Notverbindung stellt aber nicht eine weitere Zufahrt zur Klinik dar. Neben der Hauptzufahrt in das 
Klinikgelände über die Paracelsusstraße können Rettungsfahrzeuge immer über die 
Röntgenstraße und die klinikinterne Zufahrtsstraße zu den Mitarbeiterparkplätzen fahren, um die 
Klinik zu erreichen.  
 
Eine Verkehrsführung auch über den Kleinerlbacher Weg und die Kleinerlbacher Ortsstraße wurde 
in mehreren Varianten und Zwischenständen diskutiert. In der bisherigen Abwägung der 
Belastungen und Risiken entschied sich der Stadtrat jedoch, nicht den Weg der Öffnung des 
Quartiers in Richtung Kleinerlbach zu gehen, sondern den Verkehr des Baugebietes „Auf der Höhe 
III“ über die Paracelsus-/Sauerbruchstraße sowie im Weiteren über das Mühlgründlein, die 
Paracelsusstraße Süd und die Weiße Marter zur Nürnberger- bzw. Bamberger Straße zu führen. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
SRM Kastelan und Hufnagel waren bei diesem Beschluss abwesend.  
 
 
Beschluss: 
A.20 Stellungnahme Privatperson 20: 
 
Einwendungen zu einzelnen Bebauungsplänen sind in den einzelnen Verfahren vorzubringen, 
pauschalisierte „Generaleinwendungen“ bleiben unberücksichtigt. 
Die Erweiterung oder Fortsetzung – in diesem Fall der Abschluss – eines Wohngebietes, hat die 
logische Konsequenz, dass es Bewohner gibt, die schon einige Zeit an diesem Ort wohnen und 
andere, die neu hinzukommen. Die Form der Erschließungsanlage in der Paracelsus- und 
Sauerbruchstraße hat jedoch nie eine andere Vermutung zugelassen, als das hier eines Tages die 
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Fortsetzung bzw. der Abschluss dieses Baugebietes erfolgen würde. Insoweit wusste jeder 
Bauherr, was auf ihn zukommen würde.  
Es wird der Behauptung widersprochen, das geplante Wohngebiet „Auf der Höhe III“ habe einen 
enorm negativen Einfluss auf alle Bewohner der benachbarten Straßen. Die der Stadt 
vorliegenden Lärmgutachten sowie Verkehrsprognosen lassen diesen Schluss nicht zu. 
Die – wie auch immer geartete – Veränderung der Wohnqualität durch die Entwicklung eines 
neuen Wohnquartiers in der Nachbarschaft ist nicht zu negieren, führt bei den vorliegenden 
Umständen keinesfalls zu Beeinträchtigungen, die Rechtsansprüche auslösen. Auch die 
Formulierung „fürchterliche Wohnverhältnisse“ ist schwer nachvollziehbar. Unter „fürchterlichen 
Wohnverhältnissen“ versteht die Stadt Neustadt Aisch, aber wohl auch der allgemeine 
Sprachgebrauch etwas anderes, als die Erhöhung des Verkehrs durch 62 Wohnhäuser und den 
beim Bau der Häuser entstehenden Baustellenlärm. Eine Wertminderung eines Wohnhauses 
durch die Entwicklung eines Baugebietes in der Nachbarschaft kann nicht gesehen werden. 
Mit der sog. „Ostspange“ hat sich der Stadtrat mehrfach und vor allem intensiv bei Beratung und 
Verabschiedung des Verkehrskonzeptes und bei Behandlung der umfangreichen 
Bürgereinwendungen befasst. Hierbei hat sich klar herausgestellt, dass eine nicht allzu große 
Entlastungswirkung oder durch die Durchgängigkeit eventuell sogar entstehende Mehrbelastung 
der Paracelsusstraße und Sauerbruchstraße nur mit einer erheblichen Landschaftszerschneidung, 
massiven Eingriffen in die vorhandene Topographie, Beseitigung von bestehenden Grünstrukturen, 
unangemessenen finanziellen Aufwendungen und Belastungen für das Baugebiet Klinger 
einhergehen würde und daher mehrfach mit klarer Mehrheit beschlossen, die „Ostspange“ nicht 
weiter zu verfolgen. 
Die für die Sauerbruchstraße befürchtete Mehrbelastung von bis zu 4.000 Fahrzeugen am Tag ist 
unrealistisch. Die Prognosen der eingeschalteten Sachverständigen gehen von weit geringeren 
Zahlen aus, die im Übrigen als zulässig begutachtet wurden. 
Von Seiten des Ingenieurbüro Strunz wurde zu den Verkehrszählungen folgende Stellungnahme 
abgegeben:  
„Die Verkehrsdaten wurden am Donnerstag, den 22.07.2021 per Videoaufzeichnung über 24 
Stunden erhoben und anschließend von der Firma GEOVISTA ausgewertet. Neben den 
verschiedenen Fahrzeugarten (Kraftrad, Pkw, Bus, Lieferwagen, Lkw und Lastzug) wurden auch 
Radfahrer und Fußgänger separat erfasst. 
Aufgrund von Einwänden seitens der Anwohner des Mühlgründlein, dass die gewählte Zähldauer 
von 24 Stunden zu kurz sei und außerdem unter coronabeeinflussten Bedingungen gezählt wurde 
und daher die erhobenen Daten damit nicht als repräsentativ angesehen werden können, hat die 
Firma GEOVISTA dazu eine schriftliche Stellungnahme abgegeben, in der es heißt, dass die 
Zählzeitpunkte und Zähldauern sich im Allgemeinen nach den Empfehlungen für 
Verkehrserhebungen (EVE) der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV) 
richten. Repräsentative Zählungen finden in der Regel immer außerhalb der Schulferien an einem 
Dienstag, Mittwoch oder Donnerstag statt. Die Zähldauer reicht von 2 x 4 Stunden über 13, 14 und 
16 Stunden bis hin zu 24 Stunden. Die Erfahrungen beim Vergleich von mehrtägigen Erhebungen 
haben gezeigt, dass sich die Daten der einzelnen Zähltage nur geringfügig voneinander 
unterscheiden. Das heißt, die Relation zwischen den höheren Kosten für längere oder mehrtägige 
Zählungen und dem Gewinn einer möglicherweise größeren Aussagekraft der Daten steht in 
keinem Verhältnis zueinander. 
Auch mögliche coronabedingte Effekte sind nach allgemeiner Fachmeinung vernachlässigbar. Das 
haben auch die in der Regel alle 5 Jahre stattfindenden bundesweiten Verkehrszählungen an 
klassifizierten Straßen bestätigt. Turnusgemäß hätten diese Zählungen im Jahr 2020 durchgeführt 
werden sollen. Diese Aktion wurde wegen der Hochzeit der Corona-Pandemie abgesagt und auf 
2021 verschoben. Laut Aussage der zuständigen Verwaltungen hatte sich der Straßenverkehr im 
Vergleich zu 2020 im Jahr 2021 wieder weitgehend normalisiert. Daher können auch unter diesem 
Gesichtspunkt die Zählungen der Firma GEOVISTA vom 22.07.2021 als repräsentativ gelten“.  
Die Zählungen können demnach als Datengrundlage herangezogen werden. 
Die vorliegenden Veränderungen in der Dichte der Bebauung im Mühlgründlein sind bekannt. Bei 
Neubauvorhaben sind die nach Stellplatzsatzung notwendigen Stellplätze nachzuweisen. Der zu 
erwartende zusätzliche Verkehr aus den drei vorliegenden Bebauungsplänen wird laut 
Verkehrsgutachten nicht zu unzumutbaren Verhältnissen im Mühlgründlein führen.  
Bei der Ablehnung der Ostanbindung geht es nicht in erster Linie um Kosten, sondern um 
Planungsziele der Rahmenplanung und Flächennutzungsplanung, die schon vor etlichen Jahren 
entwickelt wurden und sich mit der Umsetzung des Baugebietes „Klinger I“ manifestierten. Die 
Stadt Neustadt muss hier Anliegern Planungssicherheit geben, was aber für die den 
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beanspruchten „Bestandsschutz“ des bisher nicht abgeschlossenen Straßenbaus von Sauerbruch- 
und Paracelsusstraße nicht gilt. Im Gegenteil: Der Rahmenplan und auch die 5. Änderung des 
Flächennutzungsplanes stellten schon vor Jahren klar, welche weitere Entwicklung in diesem 
Bereich von der Stadt geplant wurde.  
Das vorgebrachte Argument, der Naturraum sei durch die Baugebiete „Klinger I“ sowie das 
Gewerbegebiet ohnehin schon beschädigt und deshalb könne eine weitere Umgehungsstraße 
keinen Schaden mehr anrichten, greift nicht. Die Planung des Baugebietes Klinger rundet die 
Entwicklung von Kleinerlbach ab und entwickelt den größeren Teil des Planungsgebietes als Teil 
einer baulichen Entwicklung, die an eine neue Haupterschließungstrasse von Süden kommend 
angelagert ist. Die Entwicklung im Süden, an der Nürnberger Straße, konnte bisher nicht 
umgesetzt werden, ist jedoch auch Teil der 5. Änderung des Flächennutzungsplanes aus dem Jahr 
2006. 
Die Kosten von Straßenunterhalt und fiktive Neubaukosten von nicht realisierbaren Straßen 
einander gegenüber zu stellen, ist nicht zielführend. 
Die Rücksprache mit der Rettungswache bzw. dem BRK ergab nicht den immer wieder zitierten 
dringenden Bedarf einer weiteren Anbindung der Klinik. Dem BRK sind keine verkehrlichen 
Störungen bei Rettungseinsätzen bekannt. 
Einwände gegen das Verkehrsgutachten wurden bereits in diesem Verfahren bzw. bei Behandlung 
der Einwendung bearbeitet und abgewogen. 
Für den Bebauungsplan Nr. 61 wird aktuell kein Anschluss bzw. Haltestelle im ÖPNV-System 
geplant. Dies stellt keinen Planungsmangel dar, sondern orientiert sich an den Realitäten des 
bestehenden ÖPNV-Systems in Neustadt a.d.Aisch. Dies schließt nicht aus, in späteren Zeiten 
eine Haltestelle einzurichten. Um einen Bus durch das Wohngebiet fahren zu lassen, ist die 
bauliche Verbindung der Paracelsusstraße und der Sauerbruchstraße eine der 
Grundvoraussetzungen neben einer ansatzweisen Nutzungsbereitschaft des ÖPNV durch die 
Anwohner. 
Fußwege sind im Quartier sehr wohl geplant, Radwege aufgrund der geringen 
Fahrbewegungsdichte nicht. Fahrradfahrer können hier gefahrlos die Straße nutzen. 
Dem BRK sind keine verkehrlichen Störungen bei Rettungseinsätzen bekannt. Die Hinweise auf 
Konfliktpotenzial während der Baumaßnahmen wird zur Kenntnis genommen und wird bei allen 
Bauarbeiten berücksichtigt werden. Es kann keine „haarsträubend gefährliche“ Kreuzung bei 
Paracelsusstraße und Mühlgründlein gesehen werden.  
Inwieweit zukünftige Bauarbeiten den Klinikbetrieb beeinträchtigen werden und welche 
Vorkehrungen die Klinik treffen kann, um dies zu vermeiden, kann nicht in der Auslegung zu einem 
benachbarten Bebauungsplan verhandelt werden. Alle zukünftigen Bauarbeiten müssen sich im 
Rahmen der gesetzlichen Vorgaben bewegen. Es stellt sich auch die Frage, wie die Erweiterung 
des Krankenhauses vor einigen Jahren während des laufenden Betriebes möglich war. 
Die gleichzeitige Auslegung bzw. vorgezogene Beteiligung zu den drei genannten 
Bebauungsplänen war ein Entgegenkommen an die Bürger, um deren räumlichem 
Zusammenhang zu zeigen und um Vorwürfe zu vermeiden, die Planungen würden in kleinen 
Portionen „nach und nach“ ins Verfahren gebracht. 
Die Kritik an der Form von Bürgerversammlungen kann nicht in die Abwägung zu dem 
vorliegenden Bebauungsplan aufgenommen werden. 
Die Oberflächen- und Schmutzwasserableitung des Wohngebietes ist Gegenstand der Planungen 
des Kommunalunternehmens und ist dort in Bearbeitung. Im Bebauungsplan werden ausreichend 
bemessene Flächen für Rückhaltebauwerke festgesetzt. 
Das integrierte städtebauliche Entwicklungskonzept wurde weit nach Fertigstellung der 
Rahmenplanung für Neustadt-Ost sowie der zugehörigen 5. Änderung des Flächennutzungsplanes 
aus dem Jahr 2006 erarbeitet und bezieht diese bereits erarbeitete Zielplanung in das 
Gesamtkonzept mit ein, nicht umgekehrt. Die Diskrepanz zwischen hoher Nachfrage nach 
Baugrundstücken und dem Wunsch und der Zielrichtung der Staatsregierung, Flächen zu sparen 
und Versiegelung zu vermeiden, bilden einen gewissen Widerspruch, der immer wieder von 
neuem gelöst werden muss. Die Stadt sieht jedoch die Entwicklungen im Neustädter Osten als 
planungsrechtlich abgesichert und stadtplanerisch mit den Zielen und der Bedeutung einer 
Kreisstadt als vereinbar an. 
Die Stadt sieht die Entwicklung des Bebauungsplanes „Auf der Höhe III“ als Abrundung des 
Bestandes und zumindest städtebaulich als Innenentwicklung. Planungsrechtlich handelt es sich 
um einen „Außenbereich im Innenbereich“ also eine Fläche, die nicht nach § 34 BauGB entwickelt 
werden kann, sondern für die die Aufstellung eines Bebauungsplanes notwendig ist. Da aber 
bereits Rahmenplanung und Flächennutzungsplan diese Zielrichtung vorgaben, handelt es sich bei 
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der Aufstellung des Bebauungsplanes nur um die schlüssige Fortsetzung des bisher 
eingeschlagenen Planungsprozesses. 
 
Die spätere Vergabe von Bauplätzen ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanes. Den Begriff der 
„Mauschelei“ weist der Stadtrat in aller Deutlichkeit zurück. 
Die Entwicklung des Baugebietes ist bisher nicht über einen Bauträger geplant. Vielmehr soll dem 
Einzelnen in klassischer Manier die Möglichkeit der Umsetzung seiner Bauwünsche eröffnet 
werden. Um auch Bürger mit „kleinerem Geldbeutel“ zum Zuge kommen zu lassen wurden zuletzt 
vermehrt Reihenhäuser mit kleinen Grundstücken vorgesehen. 
Es ist unklar, ob hier korrekt aus den Analysen zum ISEK zitiert wurde. Mit Hügelkuppen im 
Nordosten ist jedenfalls nicht die Fläche des Baugebietes gemeint, eher noch der Anstieg in 
Richtung Gewerbegebiet. Aus dem ISEK kann jedenfalls keine seriöse Kritik am vorliegenden 
Bebauungsplan extrahiert werden. 
Der Forderung, die Paracelsusstraße und die Sauerbruchstraße dürften nicht für Baumaßnahmen 
verwendet werden, wird widersprochen. Beide Straßen werden im Zuge von Bauarbeiten belastet, 
was jedoch kein Einzelfall, sondern die übliche Vorgehensweise bei Baumaßnahmen darstellt. Es 
kann in der Situation der Paracelsusstraße kein Sonderfall gesehen werden. 
Es gibt keine Luftmessungen, weder für den Istzustand noch für den Planfall. Die Annahme, es 
würde durch die Pkw- Fahrten von einigen Anliegern Werte erreicht, wie Sie an stark befahrenen 
Stadtstraßen vorliegen und dort in Extremfällen zu Fahrverboten führen, ist für die Stadt Neustadt 
a.d.Aisch nicht nachvollziehbar. Es gibt keinerlei Anhaltspunkte für Luftverunreinigungen im 
Planungsgebiet, die Anlass zu Fahr- oder Baubeschränkungen führen könnten. 
Das Lärmgutachten wird mit neuen Zahlen noch einmal durchgerechnet und in aktualisierter Form 
dem Bebauungsplan als Anlage beigefügt. Nach Rücksprache mit dem Gutachter ist jedoch keine 
bedeutsame Änderung der Immissionswerte zu erwarten. Die neuen Ergebnisse werden im 
Bebauungsplan berücksichtigt. 
Das Verfahren nach § 13b BauGB ist aufgrund der Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichtes nicht mehr anwendbar. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
SRM Kastelan und Dietlein waren bei diesem Beschluss abwesend.  
 
 
Beschluss: 
A.21 Stellungnahme Privatperson 21: 
 
Das Verkehrsgutachten sollte unter anderem klären, ob andere Erschließungsmöglichkeiten für 
das Baugebiet „Auf der Höhe III“ bestehen. Eine Variante der Prüfung war die „Ostspange“. Das 
Suchen nach Möglichkeiten bedeutet nicht, dass am Ende eine passende Lösung gefunden wird. 
Die in Auftrag gegebenen Verkehrszählungen sowie Verkehrsprognosen und Lärmgutachten 
zeigen jedoch, dass der bestehende und zukünftig hinzukommende Verkehr über die vorhandenen 
Straßen bewältigt werden kann. Große Teile des Tages zeigen eine sehr deutliche Unterschreitung 
der Grenzwerte und auch in den Stoßzeiten liegt keine Belastung vor, die zulässige 
Lärmgrenzwerte übersteigt.  
Im bisherigen Planungsprozess war nie von 25 Wohneinheiten die Rede, richtig ist, dass 2018 bei 
einem kleineren Zuschnitt rund 42 WE vorgesehen waren und in der aktuellen Lösung 62 WE 
geplant sind. Zwischenzeitlich lag eine Variante mit rund 80 WE vor. Es wird dem Eindruck 
widersprochen, dass die Sauerbruchstraße „plötzlich“ zur Erschließungsstraße wird. Seit der 
Rahmenplanung im Jahr 2006 war noch nie von einer anderen Erschließungsform die Rede, als 
dem Ringschluss der bisher nicht zu Ende gebauten Paracelsus- und Sauerbruchstraße. Die 
Frage, ob ein zusätzlicher Anschluss an den Kleinerlbacher Weg erfolgt, ist davon unabhängig.  
 
Die Sauerbruchstraße weist aktuell eine Straßenbreite von rund 5 m auf (Begegnungsverkehr 
PKW-PKW 4,75 m). Für die in Wohngebieten gewünschte Geschwindigkeitsreduzierung wäre eine 
breitere Fahrbahn kontraproduktiv, das Parken von Fahrzeugen führt bei dieser Straßenbreite 
automatisch zu Behinderungen, die sich geschwindigkeitsreduzierend auswirken. Grundsätzlich 
muss bedacht werden, dass die notwendigen Stellplätze von baulichen Anlagen auf dem 
Grundstück unterzubringen sind. Das ist im Einzelfall nicht einfach, hätte aber schon bei der 
Planung der Wohnhäuser in den 70er Jahren bedacht werden müssen 
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Die Punkte 2 und 3 der Stellungnahme befassen sich explizit mit dem B-Plan Nr. 79 und 68 und 
sind deshalb nicht Teil dieser Abwägung. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 21  Nein 0   
SRM Kastelan war bei diesem Beschluss abwesend.  
 
 
Beschluss: 
A.22 Stellungnahme Privatperson 22: 
 
Die Ausführungen zur Umsetzung der Maßnahmenvorschläge aus dem Verkehrskonzept werden 
zur Kenntnis genommen. Der Stadtrat weist aber darauf hin, dass die vorgeschlagenen 
Maßnahmen stets unter den Gesichtspunkten der bestehenden Verkehrsdichte, der zukünftigen 
Verkehrsbelastung, der Sicherheit der einzelnen Verkehrsgruppen und schlussendlich auch der 
verursachten Baukosten abzuwägen sind. 
Dies ist bei der Beschlussfassung zum Verkehrskonzept erfolgt und nicht originär mit dem 
Planungsprozess des Baugebietes „Auf der Höhe III“ verbunden. 
Zum Thema „Fahrradverkehr“ ist darauf hinzuweisen, dass auch bei einer Nichtdurchgängigkeit 
der Paracelsusstraße zur Kleinerlbacher Ortsstraße über die neue Notfallzufahrt eine (weitere) 
Verbindung für den Fahrrad- und Fußgängerverkehr geschaffen werden soll. Die Planung kommt 
diesem Aspekt somit vollumfänglich nach. 
Die Sanierung der Paracelsusstraße ist in Ausführung. Wo es bestehende Versorgungsleitungen 
zulassen, sollen Baumpflanzungen vorgenommen werden. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 21  Nein 0   
SRM Kastelan war bei diesem Beschluss abwesend.  
 
 
Beschluss: 
A.23 Stellungnahme Privatperson 23: 
 
Die drei Bebauungspläne Nrn. 61, 68 und 79 haben nicht denselben Zeithorizont. Beim 
Bebauungsplan Nr. 68 ist eher an ein Zeitfenster von zehn bis zwölf Jahren zu denken, der 
Bebauungsplan Nr. 79 soll nach Klärung der Finanzierbarkeit kurzfristig umgesetzt werden, die 
Erschließung und private Bebauung des Wohngebietes (Bebauungsplan Nr. 61) hängt vom 
städtischen Haushalt und der Nachfrage nach Bauplätzen ab. 
Die drei Bebauungspläne haben drei unterschiedliche Auftraggeber. Daran ändert die räumliche 
Nähe nichts. Mit Bauarbeiten ist natürlich bei allen Vorhaben zu rechnen.  
Da die Bebauungspläne in einem räumlichen Zusammenhang stehen, sah die Stadt es als Vorteil 
für die Bürger an, die Verfahren parallel in die Auslegung bzw. die frühzeitige Beteiligung der 
Öffentlichkeit zu bringen. Bei einer zeitlichen Aufteilung der Verfahren wäre der Vorwurf 
naheliegend, die Stadt wolle mit einer Aufteilung den Zusammenhang verschleiern. 
Die Zuwegung zu allen Planungsgebieten erfolgt über das Mühlgründlein und die 
Paracelsusstraße. Im Klinikareal bleibt die Bettenanzahl nach Angaben des Betreibers in etwa 
gleich, in der Röntgenstraße kommt die psychatrische Tagesstation hinzu. Die Verwaltung des 
BRK ist bereits Bestand, hinzu kommt das Seniorenwohnen mit üblicherweise geringem 
Fahraufkommen sowie die Tagespflege, zu der täglich ca. 20 Personen gebracht werden. Im 
Baugebiet sind 62 Wohngebäude geplant. Es ist nicht angemessen, den Umfang der drei 
Bebauungspläne größer zu reden, als er tatsächlich ist.  
Die aktuelle Verkehrssituation vor der Klinik kann keinesfalls als „katastrophal“ bezeichnet werden. 
Hierzu werden keinerlei Belege oder Hinweise vorgelegt, sondern lediglich Behauptungen in den 
Raum gestellt, die mit tatsächlich problematischen Verkehrsverhältnissen keinen Vergleich 
standhalten. 
Die Beschilderung der Paracelsusstraße ist nicht Gegenstand der Abwägung des 
Bebauungsplanes Nr. 61. 
 
Es gibt in der Bauleitplanung keine Richtlinien oder Planungshinweise, wie ein Quartier für „den 
Katastrophenfall“ vorbereitet sein sollte. Leider gibt es nicht „den“ vorhersehbaren 
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Katastrophenfall, das Planungsgebiet liegt in jedem Fall nicht in einem Überschwemmungsgebiet. 
Aktuell kann sich die Stadt nur auf die Auskünfte der BRK stützen, die mitteilten, von keinen Fällen 
der Behinderung bei Rettungseinsätzen Kenntnis zu haben. Es wird der immer wieder 
vorgetragenen Behauptung widersprochen, es gäbe nur eine Zufahrt zur Klinik, was im Übrigen 
nichts mit dem Bebauungsplan „Auf der Höhe III“ zu tun hat. 
Für das Planungsgebiet „Auf der Höhe III“ wurde nie ein Vorentwurf mit nur 20 Wohnhäusern 
vorgelegt. Die erste Variante wies 42 WE auf, mit der vergrößerten Fläche kam es zu rund 80 WE, 
was im letzten Schritt im Sinne der Anlieger auf 62 reduziert wurde. 
Das Einfügungsgebot des §34 BauGB hat nichts mit der Aufstellung eines Bebauungsplanes nach 
§ 30 BauGB und § 9 BauGB zu tun. Der Versuch aus § 34 BauGB Richtlinien für die Gestaltung 
eines neuen Baugebietes abzuleiten, ist widersinnig. Die deutlich zu großen Baumassen der 70er 
und 80er Jahre sind nach heutigen Erkenntnissen sehr unökologisch und energieintensiv. Das 
Nebeneinander von Alt und Neu wird auch durch eine Sackgassenlösung nicht vermieden und 
würde eine unsinnige Verkehrsführung bedingen.  
Die bisherigen Enden von Sauerbruch- und Paracelsusstraße sind keine geplanten Sackgassen, 
sondern nicht weiter geführte bzw. unvervollständigte Erschließungseinheiten. Die abrupten 
Endpunkte der Sauerbruchstraße und der Paracelsusstraße bezeugen dies eindeutig. 
Grundsätzlich ist nachvollziehbar, dass die Erschließung eines Wohngebietes mit 
abgeschlossenen Wohnhöfen eine angenehme und sinnvolle Wohnform ist. Die lässt sich aber bei 
dem vorhandenen Zuschnitt des Baufeldes und der bestehenden Erschließungsstraßen nicht 
bewerkstelligen. Dabei ist aktuell in beiden Fortsetzungen jeweils ein Straßenversatz vorgesehen, 
der zu einer Reduzierung der Fahrgeschwindigkeit führen wird.  
Die Überplanung bisher unbebauter und nicht erschlossener Flächen kann die Lebensqualität der 
benachbarten Grundstücke reduzieren, jedoch nicht in der Form, dass dies zu tatsächlichen 
Beeinträchtigungen führen würde. Es handelt sich um eine Planungsrealität, die regelmäßig von 
Anliegern akzeptiert werden muss. Alteingesessene Rechte gibt es hier nicht, die Anwohner 
mussten insbesondere bei der unvollendeten Baustruktur immer mit einer zukünftigen 
Vervollständigung rechnen. 
Für einen nur skizzenhaft geplanten, theoretischen Trassenvorschlag einer Ostspange können 
keine Förderanträge gestellt werden. 
Die Anwendung des § 13 b BauGB ist durch die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes 
Geschichte, insofern geht der Einwand mittlerweile ins Leere. 
Die Grünanlage soll von den zukünftigen Anliegern akzeptiert und genutzt werden. Es wäre 
sinnvoll, wenn mit dieser Benutzung auch eine Verantwortung für die Fläche entsteht. Das kann 
mit Patenschaften für Bäume o.ä. erreicht werden. Die vermeintliche „Unverschämtheit“ soll 
Ausdruck eines geänderten Umgangs von Bewohnern mit ihrem Quartier sein. Dass am Ende 
immer die Stadt unterhaltspflichtig ist, wurde nie bestritten. 
Die Auffassung, Patienten des Krankenhauses sollten ein Naherholungsgebiet haben, entspricht 
nicht der heutigen Klinikrealität. Die Aufenthaltszeit von Patienten im Krankenhaus soll bzw. muss 
so kurz wie möglich sein. Der Krankenhausgarten in seiner heutigen Form wird nicht mehr 
gewünscht. Eine Überstellung des Patienten in die gewohnte Umgebung wird so zügig wie möglich 
veranlasst. 
Der Treffpunkt des Quartiers im Baugebiet „Auf der Höhe III“ ist die mehr als 2.000 m² große 
zentrale Grünfläche. Die Stadt wird für deren Akzeptanz und Pflege werben. Die Ausgestaltung 
dieser Fläche im Detail, auch in Hinblick auf einen Spielplatz, ist nicht Aufgabe des 
Bebauungsplanes. 
Das Spielen von Kindern auf Straßen und Gehwegen ist immer eine Risikoabwägung. Auch in 
Straßen mit sehr wenig Verkehr können Unfälle durch unvorhersehbare Verkehrsereignisse 
entstehen. Die zentrale Grünfläche ist aus Sicht der Stadt der geeignete Ort für Kinder und bietet 
Raum für mehrere Gruppen unterschiedlichen Alters. 
Im Rahmen der Auslegung wurde von einem Anlieger der Vorschlag gemacht, den sehr breit 
ausgebauten, nördlichen Teil der Paracelsusstraße durch Bauminseln in seiner Breite zu 
reduzieren und damit neben der Begrünung zu einer Reduzierung der Fahrgeschwindigkeit 
beizutragen. Dies wird geprüft, ist aber nicht Gegenstand des Bebauungsplanes Nr. 61. 
Die Stellplätze im öffentlichen Raum sollen Besuchern dienen. Die Stadt geht davon aus, dass alle 
zukünftigen Eigentümer ihre Fahrzeuge auf ihrem Grundstück unterbringen. Aktuell sind eher 
Tendenzen zu verzeichnen, die einen Rückgang von Pkw in Familienverbänden erkennen lassen. 
Beispielsweise werden vermehrt kurze Fahrten mit dem E-Bike unternommen, so dass auf einen 
weiteren PKW verzichtet werden kann. Die Stadt strebt in jedem Fall keine autogerechte Siedlung 
mit einem Überangebot an Stellplätzen an.  
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Die Behauptungen, durch 62 Wohnhäuser würden die Anlieger erhöhten Schadstoffen ausgesetzt 
und die Verkehrsführung würde zu einer Gefahr für Leib und Leben, können von der Stadt nicht 
nachvollzogen werden. Es liegt weder eine Verkehrsdichte vor, die diese Behauptungen 
rechtfertigt, noch liegt eine Kombination aus dichter Bebauung und enger Tallage vor, die zu 
erhöhten Schadstoffkonzentrationen führen könnten. Die Stadt nimmt die Einhaltung aller 
gesetzlich vorgeschriebenen Richtwerte sehr ernst, sieht aber keinen Grund, die bisherigen 
Aussagen der Gutachter in Zweifel zu ziehen. 
Die Entwässerungsplanung ist bei den Kommunalbetrieben in Bearbeitung und Gegenstand der 
späteren Erschließungsplanung. Im Bebauungsplan werden Flächen für 
Regenwasserrückhaltungen vorgesehen. 
Es werden Zisternen mit 6 cbm Größe festgesetzt (B Festsetzungen durch Text Punkt 1.6). In der 
Begründung zum Bebauungsplan wird unter Punkt 1.7 (S.15) das geplante Entwässerungskonzept 
erläutert. 
Der nachfolgende Satz in der Begründung, der Bau der Zisternen wäre freigestellt, ist falsch und 
wird gestrichen. 
Es wäre interessant zu erfahren, welche Städte und Gemeinden zukunftsweisendere 
Entwässerungs- bzw. Rückhaltesysteme realisiert haben. Das Thema „Schwammstadt“ wird in 
Planerkreisen intensiv diskutiert, realisierte Objekte sind aber bisher nur für Teilflächen bekannt. 
Die Stadt ist gerne bereit, sich diesbezüglich aufklären zu lassen. 
In den textlichen Festsetzungen unter 1.1 werden Festsetzungen zu Photovoltaik und Solarthermie 
getroffen: „Auf mindestens 30 Prozent der Dachfläche sind Photovoltaikanlagen und/oder 
solarthermische Anlagen zu installieren“. 
Die abschließende Pauschalkritik an der Stadt Neustadt/Aisch, der Bahn, dem ÖPNV und im 
Grunde allem, was nach Meinung des Einwendungsführers an die Kapazitätsgrenzen geraten oder 
nicht vorhanden ist, wirkt so unsachgemäß, dass eine Behandlung im Rahmen der Abwägung 
nicht möglich ist.  
Die Punkte der Einwendungen, die sich rein auf das Verkehrskonzept beziehen, wurden bereits im 
Rahmen dieses Verfahrens beschlossen und kommuniziert. 
Die Stellungnahme führt, abgesehen zum Begründungsteil hinsichtlich Zisternen, zu keiner 
Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 21  Nein 0   
SRM Kastelan war bei diesem Beschluss abwesend.  
 
 
Beschluss: 
A.24 Stellungnahme Privatperson 24: 
 
Die Aussagen des ISEK treffen zu, jedoch werden die Leerstände bzw. bislang unbebauten 
Flächen bzw. Baulücken dem Markt nicht zur Verfügung gestellt. Trotz wiederholter Ansprache 
aller Eigentümer von Leerständen oder Baulücken kam es nur in wenigen Fällen zum Verkauf und 
damit zur Neunutzung. 
Neubauten in der Nachbarschaft verändern die Situation der bereits dort wohnenden Bevölkerung. 
Die heranrückende Wohnbebauung wird aber nach den Erkenntnissen der von der Stadt 
eingeholten Gutachten keinesfalls zu Beeinträchtigungen führen, die gesetzliche Vorgaben 
überschreiten. 
Die Fortführung von Sauerbruch- und Paracelsusstraße erfolgt nicht gradlinig, sondern mit einem 
Versatz, um deutlich kleinere Grundstückseinheiten zu erhalten und damit die Fläche besser 
auszunutzen. Die Planung wird in Anbetracht der Rahmenbedingungen als angemessen flexibel 
angesehen. 
Die beschriebene Verkehrssituation mit anliefernden LKW kann sich nur auf einen Bereich 
außerhalb des Geltungsbereichs des vorliegenden Bebauungsplanes beziehen. Es ist nur schwer 
nachzuvollziehen, wo sich in der Paracelsusstraße einander gegenüberliegende Betriebe befinden 
sollen. Das Fehlverhalten von einzelnen Verkehrsteilnehmern kann nicht als Beleg dafür 
herangezogen werden, die Verkehrsführung würde nicht funktionieren.  
Es wird eine Fußwegverbindung aus dem Baugebiet „Auf der Höhe III“ Richtung Baugebiet 
„Klinger I“ und damit zum Kindergarten geplant, eine Verbindung kann hergestellt werden, sofern 
die Grunderwerbe durchgeführt werden können. 
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Im Gegensatz zu anderen Einwendungen wird die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung als 
weniger bedeutsam eingeschätzt. Diese Einschätzung deckt sich nicht mit der Beurteilung durch 
die UNB. Die saP wird hinsichtlich Fläche und Untersuchungstiefe ergänzt. 
Die Punkte der Einwendungen, die sich rein auf das Verkehrskonzept und den Bebauungsplan 
Nr. 79 beziehen, wurden bereits im Rahmen dieses Verfahrens beschlossen und kommuniziert. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 21  Nein 0   
SRM Kastelan war bei diesem Beschluss abwesend.  
 
 
Beschluss: 
A.25 Stellungnahme Privatperson 25: 
 
Die Realisierung der Bebauungspläne wird mehr Verkehr in die umliegenden Straßen bringen, dies 
ist unbestritten. Es kann jedoch nur immer wieder auf die Inhalte der lärmschutztechnischen und 
verkehrlichen Bewertungen verwiesen werden, dass Überlastungen keinesfalls vorhanden sind 
und auch im Planfall nicht erreicht werden. 
In der bisherigen Abwägung der Belastungen und Risiken entschied sich der Stadtrat jedoch, nicht 
den Weg der Öffnung des Quartiers in Richtung Kleinerlbach zu gehen, sondern den Verkehr des 
Baugebietes „Auf der Höhe III“ über die Paracelsus-/Sauerbruchstraße sowie im Weiteren über 
das Mühlgründlein, die Paracelsusstraße Süd und die Weiße Marter zur Nürnberger- bzw. 
Bamberger Straße zu führen.  
Mit der sog. „Ostspange“ hat sich der Stadtrat mehrfach und vor allem intensiv bei Beratung und 
Verabschiedung des Verkehrskonzeptes und bei Behandlung der umfangreichen 
Bürgereinwendungen befasst. Hierbei hat sich klar herausgestellt, dass eine nicht allzu große 
Entlastungswirkung oder durch die Durchgängigkeit eventuell sogar entstehende Mehrbelastung 
der Paracelsusstraße und Sauerbruchstraße nur mit einer erheblichen Landschaftszerschneidung, 
massiven Eingriffen in die vorhandene Topographie, Beseitigung von bestehenden Grünstrukturen, 
unangemessenen finanziellen Aufwendungen und Belastungen für das Baugebiet Klinger 
einhergehen würde und daher mehrfach mit klarer Mehrheit beschlossen, die „Ostspange“ nicht 
weiter zu verfolgen. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 21  Nein 0   
SRM Kastelan war bei diesem Beschluss abwesend.  
 
 
Beschluss: 
A.26 Stellungnahme Privatperson 26: 
 
Es ist nicht zutreffend, das Mühlgründlein als Anliegerstraße zu bezeichnen, es handelt sich 
vielmehr um eine Haupterschließungsstraße des Quartiers, mit einer entsprechenden 
Straßenbreite und Verkehrsbelastung. Das Verkehrsgutachten des IB Strunz, Bamberg sieht 
natürlich die Vorteile für das Quartier, wenn es eine Erschließung von Osten gäbe, allerdings wird 
von der Realisierung der Ostspange abgeraten (Erläuterungsbericht S.48 oben). 
Der ruhende Verkehr im Mühlgründlein stellt nach Sichtung aller eingegangenen Stellungnahmen 
der Anlieger im täglichen Ablauf, insbesondere in den Stoßzeiten, ein Problem für den fließenden 
Verkehr dar, dem sich der Stadtrat unabhängig von aktuellen Planungen widmen kann. Die im 
Verkehrsgutachten vorgelegten Planungsvorschläge können als Auftakt der weiteren Diskussion 
dienen. 
Die Wegeführung der Fußgänger im Zuge einer Baustelle muss den notwendigen 
Sicherheitsanforderungen entsprechen. Dieser Aspekt steht unabhängig neben den Fragen der 
Verkehrsführung. 
Die Fragen zum Immissionsschutz werden in den schalltechnischen Untersuchungen beantwortet. 
Auf Seite 5 der Untersuchungen finden sich die Literaturhinweise (auch die Hinweise auf die 
Gerichtsurteile), die Verkehrserhebung von Planwerk aus dem Jahr 2018 wurde durch die 
Verkehrserhebung vom 22.7.2021 der Firma GEOVISTA aktualisiert. Alle Berechnungen beziehen 
die Topographie über ein digitales Geländemodell mit ein. 
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Es erstaunt, dass im Zuge der Auslegung zum Bebauungsplan Nr. 61 immer wieder das Argument 
aufgeführt wird, ein Unfall auf der Kreuzung Paracelsusstraße / Mühlgründlein würde die komplette 
Zufahrt zur Klinik lahmlegen. Gerade die Anlieger wissen genau, dass auch die Zufahrt über das 
Mühlgründlein-Ost und die Röntgenstraße zur Klinik möglich ist und selbst bei einem Unfall an der 
Einmündung Röntgenstraße in die Paracelsusstraße wäre die Zufahrt zur Klinik über die 
Parkplatzausfahrt der Mitarbeiter möglich. Dies wurde von der Geschäftsstelle des BRK bestätigt. 
Fördermittel für die „Ostspange“ zu beantragen, würde keinen Sinn ergeben. Für theoretische, 
aber nicht ausreichend wirksame Lösungen können seitens der Stadt keine Anträge auf Förderung 
gestellt werden. 
Bei Baulärm und den zunehmenden Verkehr während der Bauphase handelt es sich um 
Belastungen für die Anlieger, die in dieser Form leider üblich und deshalb zu tolerieren sind.  
Das Argument der Erreichbarkeit der Klinik im Katastrophenfall ist pauschal und daher nicht 
abwägungsfähig, um welche Art von Katastrophe soll es sich handeln bzw. ist dies keine 
Fragestellung, die mit dem Bebauungsplan „Auf der Höhe III“ etwas zu tun hat. 
Die Anbindung an den ÖPNV ist primär für die Klinik und die Arztpraxen zu untersuchen, hierdurch 
würden sich auch Verbesserungen für die Wohngebiete im Umfeld ergeben. Es ist nach 
Auffassung des Stadtrates unabdingbar, die Paracelsusstraße und die Sauerbruchstraße durch 
den im Baugebiet „Auf der Höhe III“ geplanten Ringschluss zu verbinden, um einen Bus durch das 
neue Wohnquartier fahren zu lassen. 
Das Verfahren nach § 13b BauGB ist aufgrund der Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichtes nicht mehr anwendbar. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 21  Nein 0   
SRM Kastelan war bei diesem Beschluss abwesend.  
 
 
Beschluss: 
 
Auf Vorschlag von Erstem Bürgermeister Klaus Meier wird der TOP aufgrund der fortgeschrittenen 
Zeit unterbrochen und in der nächsten Sitzung des Stadtrates am 3.7.2024 fortgesetzt. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
SRM Lisa Kastelan und Lisbeth Betz waren bei diesem Beschluss abwesend. 
 
 
   
6 Vergaben 
   
 SR/20240612/Ö6.1  
6.1 Vergabe der Natursteinarbeiten für die Restaurierung der Sandsteinfassade  am 

Rathaus der Stadt Neustadt a.d.Aisch, Marktplatz 5 
 50.138.2024  
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt den Auftrag für die Restaurierung der Natursteinfassade an die Fa. 
Zeussel aus Neustadt a.d.Aisch in Höhe von brutto 183.249,29 € zu vergeben. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 1   
SRM Kastelan war bei diesem TOP abwesend.  
 
 
   
7 Anfragen 
   

 


